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Abstract 
Der Beitrag stellt das „Integrative Konzept Nachhaltiger Entwicklung“ – IKoNE – vor und präsen-
tiert seine Anwendung auf die Fragestellung: „Ist die Energiegewinnung aus Grünland nachhaltig?“ 
IKoNE beruht auf den konstitutiven Elementen „inter- und intragenerative Gerechtigkeit“, „globale 
Verantwortung“, „anthropozentrisches Naturverständnis“ und „integrative Betrachtung“. Diese Ele-
mente werden in 15 substanziellen und 10 instrumentellen Grundvoraussetzungen der Nachhaltig-
keit als „Regeln“ konkretisiert. Bei konkreten Projekten der Nachhaltigkeitsbewertung von Maß-
nahmen, Politiken oder Technologien kann durch ein Regel-Screening der Umfang der Bearbeitung 
deutlich eingeschränkt werden, ohne auf einzelne Aspekte der Nachhaltigkeit verzichten zu müs-
sen. Im Projekt „Energie aus Grünland – eine nachhaltige Entwicklung?“ wird IKoNE dazu ver-
wendet, für unterschiedliche Nutzungsmöglichkeiten der Energiegewinnung aus überschüssigen 
Grünlandflächen die Vor- und die Nachteile für eine nachhaltige Entwicklung in Baden-Württem-
berg zu bestimmen. Die ersten Abschätzungen ergaben, dass sowohl die Verbrennung des Grün-
landaufwuchses von Extensivstandorten, die Biogasnutzung von Intensivstandorten und die Um-
wandlung in Maisacker jeweils positive und negative Beiträge zu einer nachhaltigen Entwicklung 
liefern. In der jeweiligen Zusammenschau wurde auch deutlich, dass die Heuverbrennung am ehes-
ten als positiv für eine nachhaltige Entwicklung gesehen werden kann. Die Biogasnutzung hatte 
eine leicht positive und die Umwandlung in Maisacker eine leicht negative Bilanz. Die dargelegten 
Bewertungen beruhen auf ersten Abschätzungen. Diese werden im weiteren Verlauf des Projektes 
durch Stoffflussrechnungen zu Emissionen, Energieaufwendungen und ökonomischen Parametern 
konkretisiert und abgesichert. 
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1  Konzeptuelle Erfassung nachhaltiger 
Entwicklung 
Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung als allgemeingültiges Leitbild gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Dies kann man an der Vielzahl von Publikationen aus Forschungseinrichtungen, Uni-
versitäten, Institutionen, Verbänden und Parteien zu diesem Thema erkennen. Bei der Konkretisie-
rung dieses Leitbildes gehen die Vorstellungen allerdings nach wie vor auseinander. 
Die bisher vorliegenden Nachhaltigkeitsbetrachtungen sind aus methodischen Gründen bzw. we-
gen unzureichender wissenschaftlicher Erkenntnisse und fehlender Datenbasis oft mit einem be-
grenzten Spektrum an Indikatoren durchgeführt worden. In der Regel ist deren Auswahl zudem 
ungleichgewichtig für die verschiedenen Nachhaltigkeitsdimensionen. 
Oft konzentrieren sich die Arbeiten zur Nachhaltigkeit auf die ökologischen Problemstellungen. 
Hier kann teilweise bereits auf politisch festgelegte Ziele zurückgegriffen werden oder es besteht 
generell Konsens über die Schutzwürdigkeit der Umweltbereiche. In den Nachhaltigkeitsbetrach-
tungen wird in der Regel der Bodenschutz (Erosion, Verdichtung), der Grundwasser- und Gewäs-
serschutz (vor Nitrat- und Pflanzenschutzmitteleinträgen), der Erhalt der Artenvielfalt und der 
Ressourcenschutz (fossile Energieträger, Phosphat) betrachtet. Bei den ökonomischen (z. B. Ein-
kommen landwirtschaftlicher Betriebe) und sozialen Indikatoren ist die Diskussion und Konsens-
findung dagegen noch nicht so weit fortgeschritten. 
Zur Schließung dieser konzeptionellen Lücke und zur Austarierung der „ökologischen Schlagsei-
te“ der vorliegenden Nachhaltigkeitsbetrachtungen ist das von der Helmholtz-Gemeinschaft Deut-
scher Forschungszentren entwickelte „Integrative Konzept nachhaltiger Entwicklung“ (IKoNE), 
das die unterschiedlichen Bereiche der Nachhaltigkeit zusammenhängend betrachtet (Kopfmüller 
et al. 2001; Grunwald et al. 2001; Coenen/Grunwald 2003), mittlerweile in unterschiedlichen the-





1  Das Integrative Konzept nachhaltiger Entwicklung wurde in unterschiedlichen Untersuchungen auf folgen-
de Bereiche angewendet: Entwicklung Deutschlands (Coenen/Grunwald 2003), regionale Branchen (Schäfer 
2006), börsennotierte Unternehmen in Österreich (Paulesich 2006), die Abfallwirtschaft (Hartlieb et al. 2006), 
die Aktivitätsfelder Mobilität und Verkehr (Keimel 2006; Keimel et al. 2004) und Wohnen und Bauen (Jö-
rissen et al. 2005; Stelzer/Jörissen 2005). Es dient aber auch der Entwicklung von kommunalen Indikato-
rensystemen (Hartmuth et al. 2006), der Planung einer Bioraffinerie (Schidler 2006), der Risikoabschät-
zung für eine nachhaltige Entwicklung von Megacities (Kopfmüller/Lehn 2006) und als Baustein der Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung (Emmerich/Melzer 2006). 4 ______________________________________________________________________________________________ Volker Stelzer, Christine Rösch, Konrad Raab 
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2  Das Integrative Konzept nachhaltiger 
Entwicklung
2 
Nachhaltigkeit wird im Konzept IKoNE in Anlehnung an den Bericht der Brundtland-Kommission 
und die Rio-Dokumente als eine globale Vision für die Entwicklung der menschlichen Zivilisation 
verstanden. Ausgehend von dem Postulat der intra- und intergenerativen Gerechtigkeit werden Min-
destbedingungen einer nachhaltigen Entwicklung benannt, auf deren Gewährleistung alle Mitglie-
der der globalen Gesellschaft, unter Einschluss kommender Generationen, einen moralischen An-
spruch haben. Diese Mindestbedingungen, die als Handlungsleitlinien oder „Regeln“ formuliert 
sind, bilden den normativen Bezugsrahmen, der als Leitorientierung für die Nachhaltigkeitsbetrach-
tungen dient. 
Die Entwicklung des „Integrativen Konzepts nachhaltiger Entwicklung“ basiert auf einer umfas-
senden Analyse bisheriger Ansätze zur Operationalisierung des Leitbildes der Nachhaltigkeit in 
wissenschaftlichen Studien und in politischen Plänen und Programmen (nationale Nachhaltigkeits-
strategien, Umweltpläne und -programme etc.).
3 
Die meisten der bisherigen Nachhaltigkeitskonzepte
4 haben die Definition der Brundtland-Kom-
mission als Ausgangspunkt ihrer Überlegungen gewählt, nach der eine Entwicklung dann nachhal-
tig ist, „wenn sie die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Gene-
rationen ihre Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (Hauff 1987, S. 46). Was die Kommission un-
ter dem Begriff der Bedürfnisse versteht, erläutert sie gleich im Anschluss an diese Definition. Es 
geht „insbesondere um die Grundbedürfnisse der Ärmsten dieser Welt, die die überwiegende Prio-
rität haben sollten“. Armut ist nach Ansicht der Kommission nicht nur ein Übel per se, sondern 
gleichzeitig eine der Hauptursachen für Umweltzerstörung, Bürgerkriege, Vertreibung, Migration 
und andere Krisenphänomene. Die Erfüllung der Grundbedürfnisse setzt voraus, dass Ländern, in 
denen die Mehrheit der Bevölkerung arm ist, ein gerechter Anteil an den Ressourcen zugestanden 
wird. Nachhaltige Entwicklung erfordert daher eine Entwicklungspolitik, die auf Veränderung be-
züglich des Zugangs zu Ressourcen, Gütern, Einkommen und sozialen Positionen sowie auf eine 
Umverteilung von Rechten und Pflichten, Chancen und Lasten, Kosten und Nutzen ausgerichtet ist 
(ebd.). Die Verantwortung für soziale Gerechtigkeit zwischen aufeinander folgenden Generationen 
bezieht aus der Sicht der Kommission „logischerweise die Gerechtigkeit innerhalb jeder Generati-
on“ mit ein. Eine gerechte Gegenwart ist Voraussetzung für eine gerechte Zukunft. 
 
 
2.1  Konstitutive Elemente 
Aus der Nachhaltigkeitsdefinition der Brundtland-Kommission und den von ihr selbst dazu gege-
benen Erläuterungen lassen sich vier normative Grundannahmen oder konstitutive Elemente des 
Leitbildes herausarbeiten, über die auf einer sehr abstrakten Ebene mehr oder weniger Konsens be-
steht: 
 
2  Die folgenden Ausführungen basieren im Wesentlichen auf Jörissen et al. (2005). 
3  Zu den Ergebnissen dieser Analysen siehe Jörissen et al. (2001) sowie Coenen (2001). 
4  Die folgenden Aussagen beschränken sich im Wesentlichen auf die deutsche Nachhaltigkeitsdebatte. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ______________ 5 
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2.1.1  Nachhaltigkeit ist ein globales Konzept 
Schon der von der UN-Vollversammlung an die Brundtland-Kommission vergebene Auftrag laute-
te „ein weltweites Programm des Wandels“ zu formulieren. Die Kommission betrachtete das Auf-
treten globaler ökologischer Probleme und das wachsende Wohlstandsgefälle zwischen Nord und 
Süd als miteinander verknüpfte Krisenphänomene der industriellen Moderne (Brand/Jochum 2000, 
S. 174). Ausgehend von diesem Problemverständnis entfaltet sie das Konzept einer nachhaltigen 
Entwicklung als ein auf lange Sicht tragfähiges Modell für das Überleben und Wohlergehen der 
Weltgesellschaft. Auf der Basis des in der Kommission erreichten Grundkonsenses über die Erfor-
dernisse einer global nachhaltigen Entwicklung sollten dann die einzelnen Staaten spezifische Zie-
le und Strategien zur Umsetzung der allgemeinen Forderungen auf der nationalen Ebene erarbei-
ten. 
Die Notwendigkeit dieser Stufenweisen Operationalisierung, die sich in der gängigen Parole „glo-
bal denken, lokal handeln“ zusammenfassen lässt, ist allgemein anerkannt. Dennoch wird die glo-
bale Perspektive in vielen Nachhaltigkeitskonzepten hauptsächlich bei der Formulierung von öko-
logischen Zielen, insbesondere dem der CO2-Reduktion berücksichtigt, während ansonsten eine 
nationale oder regionale Sicht im Vordergrund steht. 
 
2.1.2  Nachhaltigkeit ist ein integratives Konzept 
Der Brundtland-Report betont die engen Beziehungen zwischen ökologischer, ökonomischer, so-
zialer, kultureller und institutioneller Entwicklung. Für diese verschiedenen Facetten der gesell-
schaftlichen Entwicklung hat sich die Bezeichnung „Dimensionen“ oder „Säulen“ eingebürgert. Es 
gehört zu den allgemein geteilten Grundeinsichten der Nachhaltigkeitsdebatte, dass die Umsetzung 
des Leitbildes eines umfassenden Strategieansatzes bedarf, der die verschiedenen Dimensionen in-
tegriert. Ökologische, ökonomische und soziale Fragen sollen in ihrer wechselseitigen Abhängig-
keit betrachtet und Zielkonflikte und Trade-off-Probleme in einem „magischen Dreieck“ (Simonis) 
oder auch Viereck oder Fünfeck je nach Konzeption und damit nach Anzahl der Dimensionen
5 
zum Ausgleich gebracht werden. Obwohl die Notwendigkeit der Integration auf dieser allgemei-
nen Ebene unbestritten ist, liegen die Auffassungen über das Verhältnis der Dimensionen nach wie 
vor weit auseinander. 
 
2.1.3  Nachhaltigkeit beinhaltet Verantwortung  
gegenüber heutigen und kommenden Generationen 
Dass die Idee der Nachhaltigkeit sehr wesentlich mit der Anerkennung von moralischen Verpflich-
tungen gegenüber künftigen Generationen zusammenhängt, ist ganz unstrittig. Wie jedoch das künf-
tigen Generationen zu hinterlassende Erbe strukturiert sein müsste, was bewahrt werden soll und 
was verändert werden darf, ist nach wie vor kontrovers. Noch problematischer ist die Frage, was 
Verantwortung gegenüber den heute Lebenden bedeutet. Hierzu werden nicht nur unterschiedliche 
Deutungen vertreten, sondern es gibt auch nur einen relativ schwach ausgeprägten Grundkonsens. 
Trotz der klaren Position der Brundtland-Kommission, dass die beiden Gerechtigkeitspostulate un-
 
5  Vorgeschlagen wird z. B., dem Bereich „Kultur und Bildung“ die Rolle einer vierten Dimension zuzuwei-
sen, so etwa Rochlitz in seinem Sondervotum zum Abschlussbericht der Enquete-Kommission „Schutz des 
Menschen und der Umwelt“ (1998, 225). Andere Autoren plädieren für die Einführung einer „institutionel-
len Dimension“, so Minsch et al. (1998) und Forum Umwelt & Entwicklung (1997). 6 ______________________________________________________________________________________________ Volker Stelzer, Christine Rösch, Konrad Raab 
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trennbar zusammengehören, gehen viele Nachhaltigkeitskonzepte entweder auf die Frage der inter-
nationalen Verteilungsgerechtigkeit nicht ein oder sie vertreten den Standpunkt, dass nur der As-
pekt der Verantwortung für künftige Generationen konstitutiv für das Leitbild der Nachhaltigkeit sei. 
 
2.1.4  Nachhaltigkeit ist ein anthropozentrisches Konzept 
Als primäres Ziel einer nachhaltigen Entwicklung wird im Brundtland-Report die Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse heute und in Zukunft betrachtet. Die Bewahrung der natürlichen Um-
welt wird nicht als Ziel an sich angestrebt, sondern als Voraussetzung für eine dauerhafte soziale 
und ökonomische Entwicklung. Der Mensch trägt Verantwortung für diese Natur, weil er als Na-
turwesen auf bestimmte Güter und Leistungen der Natur, auf die Funktionsfähigkeit natürlicher 
Kreisläufe und Wachstumsprozesse angewiesen ist. Auch dort, wo der Natur ein Eigenwert als Le-
bens- und Erfahrungsraum zugeschrieben wird, geschieht dies aus der Sicht und nach den Wert-
maßstäben des Menschen. 
Biozentrische oder physiozentrische Argumente haben bisher in der Nachhaltigkeitsdebatte keine 
wesentliche Rolle gespielt (Ott 2001). Die meisten Nachhaltigkeitskonzepte gehen von der Positi-
on eines „aufgeklärten“ Anthropozentrismus aus, der die Pflicht zu einem behutsamen Umgang 
mit der Natur aus einem wohlverstandenen Eigeninteresse des Menschen heraus begründet (Gorke 
1999, 211 ff.). Der Begriff des „menschlichen Selbstinteresses“ darf dabei nicht mit einer kurzfris-
tigen ausbeuterischen „Benutzung“ der Natur gleichgesetzt werden, sondern bezieht sich auf die 
vielfältigen Funktionen, welche die Natur für den Menschen erfüllt.
6 Da künftigen Generationen 
dieselben Rechte zugebilligt werden wie den heutigen, ergibt sich die Verpflichtung, die bestehen-
de Vielfalt an Möglichkeiten menschlicher Interaktion mit der Natur für die Zukunft zu bewahren. 
 
 
2.2  Generelle Ziele nachhaltiger Entwicklung 
Der erste Schritt der Operationalisierung besteht in einer „Übersetzung“ der vier konstitutiven Ele-
mente von Nachhaltigkeit in drei „generelle Ziele nachhaltiger Entwicklung“, die dann in einem 
zweiten Schritt durch die Angabe von Mindestvoraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung, 
die „Regeln“, präzisiert werden. Die generellen Ziele zur Operationalisierung des Nachhaltigkeits-
leitbildes im Sinne der obigen Ausführungen sind: 
•  Sicherung der menschlichen Existenz 
•  Erhaltung des gesellschaftlichen Produktivpotenzials 
•  Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten. 
Diese Ziele werden durch Mindestbedingungen einer nachhaltigen Entwicklung konkretisiert, auf 
deren Gewährleistung alle Mitglieder der globalen Gesellschaft – unter Einschluss kommender Ge-
nerationen – einen moralischen Anspruch haben. Diese Mindestanforderungen, die als Handlungs-
leitlinien oder „Regeln“ formuliert sind, beinhalten sowohl ökologische als auch ökonomische und 
soziale Aspekte. Sie bilden den normativen Bezugsrahmen, der als Leitorientierung für die Kon-
textualisierung von Nachhaltigkeitsbetrachtungen dient. 
 
6  Auf die Implikationen eines „aufgeklärten Anthropozentrismus“ kann hier nicht im Einzelnen eingegangen 
werden, siehe dazu ausführlich Kopfmüller et al. (2001, 152 ff.). Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ______________ 7 
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2.3  Mindestanforderungen einer nachhaltigen Entwicklung 
Zu den Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung gehören die 15 substanziellen Mindest-
anforderungen (Tab. 1), die den Nachhaltigkeitsbegriff in Bezug auf gesellschaftliche Bereiche, wie 
z. B. den Umgang mit natürlichen Ressourcen, konkretisieren. Sie werden ausführlich in Kopfmül-
ler et al. (2001) dargestellt. 
Tabelle 1:  Substanzielle Mindestanforderungen nachhaltiger Entwicklung 
Generelle Nachhaltigkeitsziele 
Sicherung der  
menschlichen Existenz 
Erhaltung des gesellschaftlichen 
Produktivpotenzials 
Bewahrung der Entwicklungs-  
und Handlungsmöglichkeiten 
Mindestanforderungen (Regeln) 
Schutz der menschlichen 
Gesundheit (1.1) 
Nachhaltige Nutzung 
erneuerbarer Ressourcen (2.1) 
Chancengleichheit im Hinblick auf 
Bildung, Beruf, Information (3.1) 
Gewährleistung der 
Grundversorgung (1.2) 
Nachhaltige Nutzung nicht 
erneuerbarer Ressourcen (2.2) 




Nachhaltige Nutzung der 
Umwelt als Senke (2.3) 
Erhaltung des kulturellen Erbes 
und der kulturellen Vielfalt (3.3) 
Gerechte Verteilung der Umwelt-
nutzungsmöglichkeiten (1.4) 
Vermeidung unvertretbarer 
technischer Risiken (2.4) 
Erhaltung der kulturellen Funktion 
der Natur (3.4) 
Ausgleich extremer Einkommens- 
und Vermögensunterschiede (1.5) 
Nachhaltige Entwicklung des 
Sach-, Human- und 
Wissenskapitals (2.5) 
Erhaltung der sozialen  
Ressourcen (3.5) 
Quelle: Kopfmüller et al. (2001, 172; verändert) 
 
Darüber hinaus gibt es Bedingungen, die definieren, welche institutionellen Anforderungen eine 
Einhaltung der substanziellen Mindestbedingungen ermöglichen, die institutionellen Mindestan-
forderungen. Diese werden an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt, da sie auf Grund des regiona-
len Bezuges des Forschungsvorhabens und der speziellen Themenstellung nur marginale Berüh-
rungspunkte zu dem Projekt, das im Folgenden vorgestellt wird, aufweisen. 
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3  Stand und Perspektiven der 
Grünlandnutzung in Baden-Württemberg 
In den meisten Anwendungsfällen wurde das Regelwerk des IKoNE nicht unverändert übernom-
men, sondern jeweils an die speziellen Bedingungen des Vorhabens angepasst. Dabei wurden teils 
Regeln als nicht relevant für das Vorhaben erachtet, teils wurden Regeln abgeändert und in wieder 
anderen Fällen wurden neue Regeln eingeführt. 
Im Projekt „Energie aus Grünland – eine nachhaltige Entwicklung?“ wird das IKoNE angewandt, 
um die Nutzung überschüssiger Grünlandflächen zur Energieerzeugung im Bundesland Baden-
Württemberg unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten zu bewerten. Hier werden zum einen der Um-
fang der Grünlandüberschussflächen und deren Potenzial für die Energieerzeugung ermittelt, zum 
zweiten die vorhandenen und in der Entwicklung befindlichen Technologien zur Nutzung des 
Grünlandaufwuchses untersucht und zum dritten die Auswirkungen der Nutzungen bewertet. 
Die Potenzialermittlung und die Untersuchung der Technologien sind weitgehend abgeschlossen 
und in einem Nachhaltigkeits-Screening sind die Regeln von IKoNE auf ihre Relevanz hin unter-
sucht worden. Im Zuge der weiteren Konkretisierung wurden Indikatoren und Zielwerte für die 
Regelerfüllung abgeleitet und weitere Anpassungen des Regelwerkes und eine vorläufige Nachhal-
tigkeitsbewertung vorgenommen. Diese beruhen auf der Auswertung der relevanten Statistiken, 
der Literatur, zweier Umfragen unter den Landwirtschaftsämtern der Landkreise und zweier Work-
shops7 sowie erster Ergebnisse der Stoffflussanalysen. Zurzeit werden detaillierte ökonomische 
Berechnungen sowie Stoff- und Energieflussrechnungen auf der Basis von GEMIS durchgeführt. 
Eine detaillierte Bewertung erfolgt, wenn die Berechnungen zu Emissionen, Energieaufwendun-
gen und ökonomischen Parametern ausgewertet worden sind. 
In Baden-Württemberg werden derzeit 39 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche als Dauer-
grünland zur Tierfütterung eingesetzt, wobei die Anteile in den einzelnen Kreisen von wenigen 
Prozent bis über 70 % reichen (Abb. 1). 
 
7  Es wurde jeweils ein Workshop im Zollernalbkreis und im Kreis Ravensburg durchgeführt. Anwesend waren 
jeweils Vertreter der unterschiedlichen Verwaltungseinheiten, die mit dem Thema Bioenergie aus Grünland 
befasst sind und Nicht-Regierungsorganisationen sowie lokale Experten und Praktiker. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ______________ 9 
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Abbildung 1: Grünanteil an der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von StLABW (2006a) 
Die traditionelle Grünlandnutzung als Futtergrundlage für Rinder ist jedoch seit Jahren rückläufig 
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Abbildung 2: Entwicklung der Milchleistung der Grünlandfläche und des Milchkuhbestandes 
(1997 = 100) 
Quelle: StLABW (2006a), StLABW (2006b), eigene Darstellung 
Durch die jüngste EU-Agrarreform (vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2004) ist 
festgelegt, dass die Tierprämien abschmelzen, eine Grünlandprämie eingeführt wird und die Milch-
preise weitgehend freigegeben werden. Hierdurch kommen zukünftig erhebliche Anforderungen 
auf die Milchviehbetriebe zu. Noch stärker als bisher ist der Landwirt gefordert, die Kosten der 
Milcherzeugung zu senken. Dies kann er durch eine möglichst hohe Milchleistung je Kuh errei-
chen. Um diese auszuschöpfen, benötigt er ein Futter mit einem hohen spezifischen Energiegehalt. 
Da nicht alle Grünlandflächen das Potenzial zur Erzeugung energiereicher Futtermittel haben, ist 
in der Vergangenheit vor allem an ungünstigen Standorten die traditionelle Grünlandnutzung zu-
rückgegangen. Zukünftig werden aber auch verstärkt intensiv genutzte Flächen überschüssig
8 wer-
den (Raab/Rösch 2005). Häufig werden überschüssige Grünlandflächen zu Ackerland umgebro-
chen oder aufgeforstet. Eine Umwandlung von Grünland- in Ackerflächen ist zukünftig allerdings 
nur noch begrenzt möglich, da im Rahmen von Cross Compliance
9 der maximal zulässige Um-
bruch von Grünland zu Ackerland begrenzt ist.
10 
Der Rückgang der traditionellen Grünlandnutzung beeinflusst nicht nur die Landwirtschaft, son-
dern auch den Natur- und Umweltschutz, die Kulturlandschaft, den Tourismus, die regionale Wirt-
schaft und den ländlichen Raum. 
 
8  Im Folgenden werden die Grünlandflächen, die nicht mehr für die Erzeugung von Raufutter benötigt wer-
den, als überschüssig bezeichnet. 
9  EU-Fördermittel werden nur noch bei Einhaltung bestimmter Mindeststandards beim Umwelt-, Tier- und 
Verbraucherschutz gewährt. 
10  Verringert sich der Anteil des Dauergrünlands an der landwirtschaftlichen Nutzfläche landesweit um mehr 
als 5 %, so kann das Land eine Verordnung erlassen, nach der der Umbruch von Dauergrünland einer vor-
herigen Genehmigung bedarf. Bei einer Verringerung um 8 % kann das Land Direktzahlungsempfänger, 
die Grünland umgebrochen haben, zur Wiederansaat verpflichten. Bei einer Reduktion um über 10 % 
muss neues Dauergrünland angelegt werden. Das bedeutet, dass in Baden-Württemberg der Grünlandan-
teil an der Landwirtschaftsfläche von gegenwärtig rund 38 % auf 34 % sinken könnte. Dies entspricht et-
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4  Anpassung des IKoNE-Konzepts  
an den Projektkontext 
Unter Berücksichtigung erster Ergebnisse wurde die Fragestellung des Projekts, ob eine energeti-
sche Nutzung des Grünlandes nachhaltig ist oder nicht, einem Regel-Screening unterzogen. Bei 
der Anwendung der vorgestellten 15 konstitutiven Regeln des Integrativen Konzeptes nachhaltiger 
Entwicklung auf die Themenstellung des Projekts stellte sich heraus, dass viele Regeln in dem 
Projektkontext keine wesentliche Rolle spielen, da die „Energiegewinnung aus dem Grünland“ 
keine oder nur unwesentliche Berührungspunkte mit diesen Nachhaltigkeitsregel aufweisen. Aus-
wirkungen der Projektfragestellung ergeben sich bei sieben Nachhaltigkeitsregeln: 
•  Schutz der menschlichen Gesundheit (1.1) 
•  Selbständige Existenzsicherung (1.3) 
•  Gerechte Verteilung der Umweltnutzungsmöglichkeiten (1.4) 
•  Nachhaltige Nutzung erneuerbarer Ressourcen (2.1) 
•  Nachhaltige Nutzung nicht erneuerbarer Ressourcen (2.2) 
•  Nachhaltige Nutzung der Umwelt als Senke (2.3) 
•  Erhalt der kulturellen Funktion der Natur (3.4). 
Es zeigt sich, dass die Projektfragestellung alle drei Nachhaltigkeitsziele anspricht. Es wird aller-
dings auch deutlich, dass „die Sicherung der menschlichen Entwicklung“ und „die Erhaltung des 
gesellschaftlichen Produktivpotenzials“ die Schwerpunkte bilden und Auswirkungen auf das Ziel 
der „Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten“ eher gering sind. 
Die „betroffenen“ Nachhaltigkeitsregeln werden im Weiteren durch Indikatoren operationalisiert. 
Für die Auswahl der Indikatoren und der Zielwerte wurden die Publikationen zur Nachhaltigkeit in 
der Landwirtschaft, regionale Literatur und Statistiken ausgewertet. 
Es wurde ein Indikatorengerüst erstellt, das erlaubt, Aussagen darüber zu machen, ob die energeti-
sche Nutzung des Grünlandaufwuchses in Baden-Württemberg eher einen positiven oder einen 
negativen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten kann (Tab. 2). 
Tabelle 2:  Regeln und Indikatoren zur Bewertung der Nachhaltigkeit im Grünlandprojekt 
Regel Indikatoren 
Schutz der menschlichen Gesundheit (1.1)  Gesundheitlich relevante Feinstaub-, CO-, NOx-,  
HCl-, Dioxinemissionen 
Selbstständige Existenzsicherung (1.3)  Arbeitsstunden, Einkommen 
Gerechte Verteilung der 
Umweltnutzungsmöglichkeiten (1.4) 
Erzeugung regenerativer Energie,  
Treibhausgas-Emissionen 
Nachhaltige Nutzung erneuerbarer  
Ressourcen (2.1) 
Biodiversitäts-, Boden-, Wasserschutz, Versauerungs-, 
Eutrophierungspotenzial der Emissionen 
Nachhaltige Nutzung nicht erneuerbarer 
Ressourcen (2.2) 
Erzeugung regenerativer Energie 
Nachhaltige Nutzung der Umwelt als Senke (2.3) Treibhausgas-Emissionen 
Erhalt der kulturellen Funktion der Natur (3.4)  Veränderungen des Landschaftsbildes 
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Für die Auswahl der Indikatoren war das Hauptkriterium die Validität, d. h. der Indikator muss die 
Auswirkungen der „Energieerzeugung aus Grünlandaufwuchs“, dargestellt als potenzielle Verlet-
zung der jeweiligen Nachhaltigkeitsregel, sachgerecht widerspiegeln. Als weitere Kriterien wurden 
die Reliabilität11 und die Objektivität des Indikators sowie die Datenverfügbarkeit herangezogen. 
Außerdem musste eine Richtungssicherheit vorhanden sein. Dies bedeutet, dass aus Nachhaltigkeits-
sicht klar sein muss, ob ein Ansteigen des Indikatorwertes positiv oder negativ zu bewerten ist. 
Da bei den meisten Indikatoren keine Zielwerte vorhanden sind, dient in der Regel die Richtung der 
zeitlichen Entwicklung und die Höhe des Beitrags, den die unterschiedlichen energetischen Nut-
zungen des Grünlandes zur Verbesserung der Nachhaltigkeitssituation leisten können, als Orientie-
rung für die Nachhaltigkeitsbewertung. Um zu ermitteln, welchen Beitrag die energetische Nutzung 
des überschüssigen Grünlandes effektiv leistet, ist es notwendig, dass die energetische Nutzung 
der Situation gegenüber gestellt wird, dass überschüssiges Grünland nicht energetisch genutzt wird. 
Im Referenzszenario wird davon ausgegangen, dass der Nutzer der Grünlandfläche nur den mini-
malen Aufwand betreibt, um die EU-Flächenprämie zu erhalten. Hierzu muss die Fläche einmal im 




4.1  Flächennutzungs- und Anlagenarten 
Bei den Ergebnissen der Nachhaltigkeitsbewertung handelt es sich um relative Aussagen. Das heißt, 
die Auswirkungen der betrachteten energetischen Nutzungsverfahren hängen davon ab, mit wel-
chen Alternativen sie verglichen werden. Im Rahmen des Projekts werden die Verfahren zur Ener-
giegewinnung aus Gras mit der Nichtnutzung der Grünlandflächen verglichen. Darunter wird ver-
standen, dass die Grünlandflächen einmal im Jahr gemulcht (s. o.) werden. Diese Mindestpflege 
der Flächen ist erforderlich, damit der Landwirt seinen Anspruch auf die EU-Grünland-Flächen-
prämie realisieren kann.  
Bei der Beurteilung der Verfahren wird berücksichtigt, dass die standörtlichen Voraussetzungen für 
eine Grünlandnutzung in Baden-Württemberg recht unterschiedlich sind. Zum einen werden Stand-
orte bewirtschaftet, die über gute Bodeneigenschaften (annähernd lehmige Textur, gute Struktur, 
keine Staunässe, hoher Gehalt an organischem Material u. a.), ein nur geringes Gefälle und günsti-
ge klimatische Voraussetzungen verfügen. Sie werden bisher in der Regel intensiv mit drei und 
mehr Schnitten im Jahr, einer angepassten Düngung und der Einsaat von Nutzgrasmischungen ge-
nutzt (Beispiel: Allgäu). Demgegenüber stehen Flächen, die durch schlechte Bodeneigenschaften, 
ein mittleres bis hohes Gefälle oder ungünstige klimatische Voraussetzungen verfügen und nur ex-
tensiv (ein bis zwei Schnitte pro Jahr) genutzt werden. 
Zu den betrachteten Verfahren der Energiegewinnung aus überschüssigem Grünland gehören die 
Verbrennung von Heu sowie die Vergärung von Grassilage mit Gülle oder Maissilage. Bei den Ver-
fahren der Heuverbrennung wird davon ausgegangen, dass hierfür nur Aufwuchs von wenig ertrag-
reichen Flächen, die schon heute extensiv genutzt (d. h. nicht zusätzlich gedüngt und ein- bis zwei-
mal gemäht) werden, zur Anwendung kommt. Die Verbrennung erfolgt in Anlagen, wie sie zur 
Stroh- bzw. Getreideverbrennung entwickelt und auch für die Heuverbrennung erfolgreich getestet 
oder eingesetzt werden (REKA-, Herlt-, Agroflamm-Anlage).  
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Bei der Grassilageproduktion zur Biogasnutzung wird davon ausgegangen, dass es sich um Flä-
chen mit guten Standorteigenschaften und relativ hohen Grünlandzahlen handelt, auf denen bisher 
Intensivgrünlandwirtschaft betrieben wurde. Auf ihnen wird mehrfach im Jahr gemäht und auf Ent-
zug gedüngt. Als weitere Variante der Erzeugung von Biogas aus dem Grünland wird der – in be-
grenztem Umfang rechtlich zulässige – Umbruch von Grünland und die Erzeugung von Maissila-
ge, die allein oder als Kofermentat mit Grassilage fermentiert wird, betrachtet. Bei allen Anlagen 
gehen wir von einem ordnungsgemäßen Betrieb derselben aus. 
Bei allen Verfahren zur Energieerzeugung aus Heu oder Grassilage wird angenommen, dass durch 
die energetische Nutzung des Grünlandaufwuchses fossile Energieträger ersetzt werden. 
In den folgenden Abschnitten wird die energetische Grünlandnutzung unter Anwendung der rele-
vanten Nachhaltigkeitsregeln analysiert. Dabei wird jeweils der Inhalt der Regel kurz erläutert, im 
Anschluss daran werden die speziellen Ergebnisse vorgestellt. 
 
 
4.2  Schutz der menschlichen Gesundheit (Regel 1.1)
 12 
Zur Operationalisierung der Nachhaltigkeitsregel „Schutz der menschlichen Gesundheit“ wird der 
Indikator „Gesundheitlich relevante Schadstoffemissionen“ herangezogen, da bei der Energiege-
winnung aus dem Grünland gesundheitlich relevante Schadstoffe freigesetzt werden können. Die 
Schadstoffemissionen, die bei der Nutzung des Grünlandaufkommens auftreten können, werden 
den gesetzlichen Grenzwerten gegenübergestellt. In Tabelle 3 sind die wichtigsten gesundheitlich 
relevanten Luftschadstoffe für die Verfahren der Energiegewinnung aus dem Grünland sowie die 
aktuellen Grenz- und Richtwerte aufgeführt. 
Gesundheitlich relevante Schadstoffemissionen resultieren in erster Linie aus der Freisetzung von 
Verbindungen über den Luftpfad, die größtenteils bei der thermischen Umwandlung von Heupel-
lets oder Heuballen, aber auch bei der Verstromung von Biogas entstehen können. Art und Menge 
der Schadstoffemissionen sind dabei abhängig von der Art und dem Zustand des Energieträgers, 
der Verfahrenskette zur Bereitstellung des Energieträgers, der Umwandlungstechnik, der Prozess-
steuerung und dem Einsatz von Emissionsminderungstechnologien. 
 
4.2.1  Emissionen aus der Biogasgewinnung und -verstromung 
Bei der Verbrennung von Biogas können die NOx- und CO-Emissionen sowohl bei Gas- als auch 
bei Zündstrahlmotoren die Richtwerte der TA Luft13 überschreiten, wenn die Motoren nicht opti-
mal eingestellt sind (LfL 2005). Zündstrahlmotoren emittieren zusätzlich Staub bzw. Ruß (Reit-
berger 2002). Da bei Biogasmotoren aufgrund der im Biogas enthaltenen Begleitstoffe, wie z. B. 
Schwefelwasserstoff, keine Katalysatoren eingesetzt werden können, kommt zur Minimierung der 
Stickoxidemissionen nur der Magerbetrieb zur Absenkung der Verbrennungstemperatur in Frage. 
Die bei der Verbrennung des im Biogas enthaltenen Schwefelwasserstoffs entstehenden Schwefel-
dioxidemissionen können durch eine gute Entschwefelung des Biogases deutlich gesenkt werden.  
 
12  Die allgemeinen Erläuterungen zu den einzelnen Regeln basieren im Wesentlichen auf den Publikationen 
von Kopfmüller et al. (2001), Grunwald et al. (2001), Coenen/Grunwald (2003), Jörissen et al. (2005), die 
an die jeweiligen Projektbedingungen angepasst wurden. 


















































































































































































































































































Tabelle 3:  Grenzwerte gesundheitlich relevanter Schadstoffemissionen bei der energetischen Nutzung von Grünlandaufwuchs 







Vorschrift  Vol.-% mg/m³  ng/m³ 
15 – 100 kW  1.BImSchV
14 13  150  -  4.000  -  -  - 
0,1 – 1 MW  11  50  500  250  350  30  0,1  Verfeuerung 
1 – 50 MW 
TA Luft 
11 20 400  250  350  30  0,1 
1 – 3 MW Gasmotor*  5  20  500  1.000     
Biogas-BHKW 1 – 3 MW 
Zündstrahlmotor* 
TA Luft 















ätzend ätzend  kanzerogen, 
teratogen 
* Die aufgeführten Werte gelten für Anlagen unter 1 MW Leistung als Richtwerte
15  




14  Die 1. BImSchV ist die erste Verordnung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und regelt die Immissionsschutzanforderungen an Kleinfeuerungsanlagen. 
15  Richtwerte stellen – im Gegensatz zu Grenzwerten – keine festen gesetzlich fixierten Grenzen dar, sondern dienen eher der Orientierung. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ____________ 15 
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Diese Maßnahme verlängert auch die Lebenserwartung der Motoren. Die spezifischen Emissionen 
pro erzeugter Energieeinheit sind bei der Biogasnutzung zur Stromgewinnung mit Motoren ver-
gleichsweise hoch, wenn – und das ist die Regel – deren Abwärme nicht genutzt wird. 
Gerüche sind zwar nicht per se gesundheitsschädigend, sie können jedoch – je nach Art des Ge-
ruchs, der Intensität und der Dauer – zu einer großen psychischen Belastung werden. Bei der Nut-
zung von Grassilage zur Biogaserzeugung können unangenehme Gerüche freigesetzt werden. Zu 
den geruchsintensiven Stoffen aus Biogasanlagen zählen u. a. Ammoniak, organische Säuren, Phe-
nole und Schwefelwasserstoff (H2S). Auftretende Gerüche sind oftmals der Ausgangspunkt von Be-
lästigungen bzw. Beschwerden über Biogasanlagen. Die Geruchsemissionen hängen vor allem von 
der Zusammensetzung der Einsatzstoffe (Gülle, Kofermente) ab. Obwohl die anaerobe Behandlung 
von Gülle zu einer Verringerung Geruch verursachender Substanzen um rund 30 % führt (Reitber-
ger 2002), kann es bei der Entnahme der Grassilage aus dem Silo, bei Betriebsstörungen mit Gas-
austritt, bei Nachgärungen im Gärrückstandslager und durch austretenden Silosickersaft (Baumann 
2006) zu Geruchsbelästigungen kommen. 
 
4.2.2  Emissionen aus der Heuverbrennung 
Die Entstehung und Freisetzung von Emissionen durch die Verbrennung von Heupellets oder Heu-
ballen sind vergleichbar denen aus Anlagen zur Verbrennung von Stroh- bzw. Holzpellets oder 
Hackschnitzelanlagen. Neben der angewandten Technik (z. B. Unterschub-, Rostfeuerung), der Kon-
tinuität der Brennstoffbeschickung und der Betriebsführung (Schwankung zwischen Volllast und 
Teillast) hängt es besonders von dem Zustand des Ausgangsmaterials (Trocknungsgrad, Chlor-
Gehalt) ab, inwieweit dabei gesundheitsschädigende Verbindungen emittiert werden (Hartmann et 
al. 2004; Raab et al. 2005).  
Kleine Feuerungsanlagen wie sie in privaten Haushalten, Handwerks- und Gewerbebetrieben an-
zutreffen sind, müssen zwar nicht genehmigt werden, unterliegen im Betrieb aber den Anforde-
rungen der 1. Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (1. BImSchV-Verordnung über 
kleine Feuerungsanlagen). Die Bundesregierung plant eine Novellierung dieser Verordnung. Dabei 
sollen die Grenzwerte für den Ausstoß von Staub verschärft werden, da Feinstaub die menschliche 
Gesundheit erheblich beeinträchtigen kann. Er wirkt negativ auf die Atemwege – Husten und die 
Zunahme asthmatischer Anfälle sind die Folge – sowie auf das Herz-Kreislauf-System. Dies kann 
die Lebenserwartung vermindern. Eine Verschärfung der Grenzwerte ist wahrscheinlich, da Bio-
masseverbrennungsanlagen inzwischen eine bedeutende Quelle für Staubemissionen darstellen: 
Die mehreren Millionen kleinen Holzfeuerungsanlagen stoßen in Deutschland insgesamt etwa so-
viel gesundheitsschädlichen Feinstaub aus wie die Motoren von Pkw, Lkw und Motorrädern (UBA 
2006).  
In kleinen Verbrennungsanlagen von 15 bis 100 kW (1. BImSchV) sind halmgutartige Brennstoffe 
wie Stroh und Heu als Regelbrennstoffe zugelassen. Viele Kessel sind allerdings für den Brenn-
stoff Holz ausgelegt und nicht an die Verfeuerung von Heu oder andere Halmgüter angepasst. 
Beim Einsatz von Halmgütern wird deshalb der derzeit gültige Grenzwert für Staubemissionen von 
150 mg/m³ Rauchgas (1. BImSchV) häufig überschritten. Da die Staubemissionen zum Großteil 
aus Feinstaub bestehen, lassen sich diese nur mit sekundären Entstaubungseinrichtungen (z. B. 
Gewebefilter, Elektrofilter) deutlich verringern, was allerdings eine Erhöhung der Investitionskos-
ten zur Folge hat. Durch technische Neuentwicklungen, wie z. B. beim Halmgut-Pelletkessel der 
Fa. Agroflamm, sind jedoch auch Kessel ohne sekundäre Entstaubung in der Lage, die bestehen-
den Grenzwerte deutlich zu unterschreiten bzw. teilweise auch die geplanten verschärften Grenz-
werte für Staubemissionen (z. B. 50 mg/m
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Für NOx besteht bei Anlagen bis 100 kW Feuerungswärmeleistung nach der 1. BImSchV für 
Kleinfeuerungsanlagen derzeit kein Grenzwert. Der in der Diskussion befindliche Grenzwert von 
500 mg NOx/m³ kann für Brennstoffe mit einem relativ hohen Proteingehalt wie Heu möglicher-
weise problematisch werden. Trotz der erhöhten Proteingehalte im Heu können die NOx-
Grenzwerte der TA Luft (500 mg/m³) in geeigneten Anlagen eingehalten werden. Auf der Brenn-
stoffseite bestehen hier Möglichkeiten zur Minderung von NOx-Emissionen, indem nur überstän-
dige, proteinarme Aufwüchse für die Verbrennung eingesetzt werden. In größeren Verbrennungs-
anlagen oberhalb von 100 kW gilt die 4. BImSchV mit den weitaus strengeren Staub- und CO-
Emissionsgrenzwerten der TA Luft (Tab. 3). 
Aufgrund des Chlorgehalts im Heu besteht bei der Heuverbrennung auch die Gefahr der Freiset-
zung von Chloremissionen. Diese sind besonders schädlich für die Gesundheit wenn es sich um 
Dioxine und Furane handelt. Da HCl durch Feinstaub adsorbiert wird, kann durch Einrichtungen 
zur Staubrückhaltung auch die Gefahr der Freisetzung von HCl verringert werden. 
Bei der Heuverbrennung können im Teillastbetrieb und beim An- und Abfahren der Anlage auch 
Geruchsemissionen auftreten. Abhilfe kann durch ausreichend große Pufferspeicher und Vermei-
dung von Gluterhaltungsbetrieb geschaffen werden. 
 
4.2.3  Einordnung der zusätzlichen Emissionen 
In Baden-Württemberg ist die Belastung mit luftgängigen Schadstoffen insgesamt gesehen eher 
gering. Im ländlichen Raum liegen die großflächigen Schadstoffgehalte sogar deutlich unter den 
gesetzlichen Grenzwerten (Tab. 4). 
Tabelle 4:  Schadstoffbelastung im ländlichen Raum in Baden-Württemberg 
Schadstoff Belastung  2004  Grenzwert 
CO 0,5  mg/m
3 10  mg/m
3 
Staub (PM10)
16 15  µg/m
3 40  µg/m
3 
NO2 10  µg/m
3 40  µg/m
3 *) 
*) Zielwert ab 2010 
Quelle: StLABW (2005a) 
 
Allerdings sagen die Hintergrundwerte nichts darüber aus, ob nicht punktuell höhere Konzentrati-
onen als die gesetzlich zugelassenen vorkommen. Außerdem können Schadstoffemissionen durch 
Ferntransport die Schadstoffbelastung in Räume mit bereits bestehender hoher Belastung zusätz-
lich erhöhen. Bei den Staubemissionen werden beispielsweise die seit 2005 gültigen Feinstaub-
Immissions-Grenzwerte an mehreren Orten in Baden-Württemberg überschritten (UMBW 2006; 
Höpfner, Gundert-Remy 2005). Für NOx ist außerdem zu beachten, dass mit der Verabschiedung 
der NEC-Richtlinie17 durch die EU bis 2010 flächendeckend Immissionsgrenzwerte eingehalten 
werden müssen. 
 
16  Als PM10 werden Partikel bezeichnet, die kleiner als 10µm sind. 
17  Die NEC-Richtlinie bestimmt, dass die Mitgliedstaaten nationale Programme zur fortschreitenden Ver-
minderung der SO2-, NOx-, NH3- und NMVOC-Emissionen erstellen. Diese Emissionsbegrenzungen der 
nationalen Gesamtemissionen sind bis zum Jahr 2010 einzuhalten. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ____________ 17 
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4.2.4  Verfahrensvergleich 
Wenn man die drei Nutzungen Gras/Biogas, Mais/Biogas und Heuverbrennung der Referenz Mul-
chen/fossile Energieträger gegenüberstellt, ergeben sich für die einzelnen Schadstoffe unterschied-
liche Ergebnisse. Die SO2-Emission der Biogaserzeugung liegt deutlich unter den Referenzwerten, 
die der Verbrennung unterschreiten sie knapp. Die NOx-Emissionen der Biogasnutzung liegen über 
den Referenzwerten, die der Verbrennung überschreiten sie erheblich. Die Werte der Staubemissi-
onen der Biogasnutzung entsprechen in etwa den Referenzwerten und bei der Verbrennung liegen 
sie über diesen. Am deutlichsten unterscheiden sich die CO-Werte. Hier liegen die Biogaswerte 
höher und die Verbrennungswerte deutlich niedriger als die Referenzwerte. Zusammenfassend lässt 
sich weder für die eine, noch für die andere Art der Nutzung ein eindeutiger Vorteil bezüglich der 
gesundheitlichen Auswirkungen erkennen. 
 
 
4.3  Selbstständige Existenzsicherung (Regel 1.3) 
Die Erfüllung der Nachhaltigkeitsforderung, allen Gesellschaftsmitgliedern die Möglichkeit zu ge-
ben, ihre Existenz durch eine frei übernommene Tätigkeit selbst zu sichern, hängt entscheidend 
von der Arbeitsplatz- und Einkommenssituation ab. Deshalb werden die Indikatoren „Beschäfti-
gung“ und „Verdienstmöglichkeiten“ zur Operationalisierung des Nachhaltigkeitsziels der selb-
ständigen Existenzsicherung verwendet. Insbesondere für die nachhaltige Entwicklung des ländli-
chen Raums kommt diesen beiden Indikatoren eine zentrale Rolle zu.  
 
4.3.1  Beschäftigung 
Obwohl die Lage auf dem Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg besser aussieht als in den meisten 
anderen Teilen Deutschlands, ist sie auch hier mit einer Arbeitslosenzahl von ca. 385.000 (2005) 
und einer Arbeitslosenquote von 7,0 % nicht nachhaltig18. Hinzu kommt, dass das Wirtschafts-
wachstum in den Jahren 2002 und 2003 abgenommen und in 2005 nur um 1,3 % gestiegen ist. 
Diese Entwicklung war einer der Hauptgründe, dass die Arbeitslosigkeit nach einem Tiefststand 
von 5,5 % in 2001 wieder zugenommen hat. Ein Anstieg der Arbeitslosigkeit ist besonders für den 
ländlichen Raum problematisch, da hier das Arbeitsplatzangebot in der Regel geringer ist als in 
den Verdichtungsräumen (Brachat-Schwarz 2003), was die Alternativen für einmal verloren gegan-
gene Arbeitsplätze deutlich einschränkt. Die Auswirkungen hiervon zeigen sich auch darin, dass 
sowohl die Bevölkerungsentwicklung als auch die Zahl der Beschäftigten im ländlichen Raum hin-
ter den Entwicklungen im Landesdurchschnitt zurückbleiben (Meister-Scheufelen 2005). 
Die Zahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft, die früher den Hauptteil der Beschäftigten im 
ländlichen Raum ausgemacht haben, ist von 1981 bis 2005 um 41 % auf 207.600 zurückgegangen 
(Abb. 3). Auch wenn sich der Rückgang der Beschäftigten in den letzten Jahren etwas abgeschwächt 
hat, so ist dennoch davon auszugehen, dass der Strukturwandel in der Landwirtschaft und der da-
mit verbundene Verlust an Arbeitsplätzen anhalten werden. 
 
 
18  Eine Arbeitslosenquote von ca. 3 % gilt als Vollbeschäftigung (Brandl et al. 2003, 100) und damit als 
nachhaltig. 18 ____________________________________________________________________________________________ Volker Stelzer, Christine Rösch, Konrad Raab 
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Abbildung 3: Entwicklung der Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe und der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten in Baden-Württemberg 
Quelle: StLABW (2005b); aus Stelzer et al. (2006, 241); eigene Darstellung 
Die Verfahren zur energetischen Verwertung von Grünlandaufwuchs sind weniger arbeitsintensiv 
als die Milchviehhaltung; aber im Vergleich zur reinen Flächenpflege sind sie mit einem deutlich 
höheren Arbeitseinsatz verbunden. Während für das Mulchen einer Fläche nur eine Arbeitskraft-
stunde (Akh) pro Hektar benötigt wird, sind dies für die energetische Nutzung von Grünlandauf-
wuchs zwischen 11 Akh/ha und 22 Akh/ha (Abb. 4). Je nach Nutzung wird der größere Teil der 
Arbeit in der Bereitstellung des Grünlandaufwuchses oder im Betrieb der Konversionsanlage be-
nötigt. So liegt der Arbeitsaufwand bei den Verfahren, bei denen die Energiegewinnung über Bio-
gas erfolgt, deutlich auf der Seite der Substratbereitstellung und bei den Verbrennungsprozessen in 
der Regel auf der Seite des Anlagenbetriebs. Außerdem wird deutlich, dass z. B. für die Brenn-
stoffbereitstellung mittels Rundballen oder Pellets zur Verbrennung deutlich weniger Arbeitszeit 
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Abbildung 4: Arbeitsstunden pro Hektar 
Quelle: Eigene Berechnungen 
Durch den relativ hohen Bedarf an Wissenstransfer, Aus- und Weiterbildung und Support insbe-
sondere bei der Nutzung von Grünlandaufwuchs in Verbrennungs- oder Biogasanlagen werden zu-
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten im ländlichen Raum geschaffen. Vor allem kleinere Be-
triebseinheiten werden – falls sie sich entscheiden, selbst in die Anlagentechnik zu investieren – 
auf fachliche Unterstützung seitens externer Berater zurückgreifen müssen. Dies werden zum ei-
nen fachlich kompetente Mitarbeiter bei überbetrieblichen Einrichtungen (u. a. Maschinenringe) 
sein, aber auch Berater im Bereich Anlagenbau und Pflanzenproduktion, die sich die notwendigen 
Kompetenzen gezielt aneignen. Hierdurch können zusätzliche, relativ anspruchsvolle und hoch be-
zahlte Tätigkeiten im ländlichen Raum entstehen.  
 
4.3.2  Einkommen 
Die durchschnittlichen Einkommen der Landwirte bewegen sich im unteren Bereich der Einkom-
mensskala. Etwa 70 % der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe erreichen kein Einkommen 
entsprechend dem gewerblichen Vergleichslohn (BMVEL 2002). Der Einkommensabstand zwi-
schen der Landwirtschaft19 und dem gewerblichen Vergleichslohn liegt gegenwärtig bei rund 34 % 
(DBV 2005) und viele der kleinen und mittleren landwirtschaftlichen Betriebe erwirtschaften le-
diglich Einkommen im Bereich der Armutsgrenze. 
In Baden-Württemberg ist der Gewinn der landwirtschaftlichen Betriebe vom Betriebsjahr 2000/ 
2001 bis zum Betriebsjahr 2003/2004 um über 20 % gesunken (MLRBW 2005, 80), hat sich aber 
im Betriebsjahr 2004/2005 auf einen Wert von knapp 8 % unter dem Wert von 2003/2004 erholt 
(StLABW 2006c). Der Gewinn je nicht entlohnter Arbeitskraft sank bis 2003/2004 auf gut 21.800 
Euro und erholte sich in 2004/2005 auf 25.065 Euro. Dies entspricht lediglich 47 % des durch-
 
19  Ein selbständig tätiger Landwirt verdiente im Jahr 2003/04 im Bundesdurchschnitt 17.600 Euro brutto; dies 
entspricht einem Monatseinkommen von 1.470 Euro. 
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schnittlichen Bruttojahresverdienstes eines Angestellten, bzw. 71 % eines Arbeiters im produzie-
renden Gewerbe (StLABW 2005c, 230). Die Gewinnentwicklung pro Arbeitskraft liegt in den Milch-
viehbetrieben Baden-Württembergs noch unter dem Durchschnitt der landwirtschaftlichen Betrie-
be insgesamt. Sie erreichte im Wirtschaftsjahr 2004/2005 lediglich 21.259 Euro (StLABW 2006c). 
Von entscheidender Bedeutung für das Einkommen der Milchviehbetriebe ist der Milchpreis. Die 
Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Milch machen rund 60 % der gesamten betrieblichen Erträge 
aus, so dass Preisschwankungen dort unmittelbar auf die Unternehmensergebnisse durchschlagen. 
Dies zeigt auch die durchschnittliche Einkommensentwicklung der Milchviehbetriebe in Baden-
Württemberg (Tab. 5). Außerdem besteht – wie bei allen anderen betrieblichen Ausrichtungen 
auch – ein erheblicher Einkommensunterschied zwischen den erfolgreich wirtschaftenden und den 
weniger erfolgreich wirtschaftenden Betrieben. 
Tabelle 5:  Einkommensentwicklung der spezialisierten Milchbetriebe in Baden-Württemberg 
Gewinn in €   






1999/00 22.875 15.801  36,2  5.601 
2000/01 31.944 22.702  37,2  5.701 
2001/02 33.008 22.444  39,1  5.917 
2002/03 28.112 18.815  40,1  6.054 
2003/04 29.034 19.805  40,9  6.129 
*)  Nicht entlohnte Arbeitskräfte (in der Regel Familienarbeitskräfte) 
Quelle: MLRBW (2005) 
 
Die mittel- bis langfristige Entwicklung der Milchpreise lässt sich nicht genau prognostizieren. Es 
ist jedoch davon auszugehen, dass der Milchpreis künftig in viel stärkerem Maße vom Marktge-
schehen abhängen und damit auch größeren Schwankungen unterliegen wird. Dies ist eine Folge 
der Beschlüsse der EU-Agrarreform 2003: Neben der Entkopplung der Prämien von der Produkti-
on und der Einführung von Flächenprämien (s. o.) wurden die Milchquoten ab 2006 um 1,5 % er-
höht, die Interventionspreise für Magermilchpulver um 15 % und für Butter um 25 % gesenkt so-
wie die Interventionsmengen für Butter begrenzt. Die neu eingeführte Milchprämie gleicht die hier-
durch zu erwartenden (bzw. teilweise bereits eingetretenen) Milchpreisrückgänge nicht aus. Vor 
diesem Hintergrund und wegen des Milchüberschusses in der EU – in Höhe von 15 % bis 30 % 
der Milcherzeugung – sowie der starken Position der Discounter beim Absatz von Milch und 
Milchprodukten muss von einem weiter sinkenden Milchpreis mit entsprechenden Folgen auf das 
Einkommen der Landwirte ausgegangen werden. 
Bei weiter sinkenden Milchpreisen ist eine wirtschaftliche Milcherzeugung nur noch dann möglich, 
wenn die Produktionskosten gesenkt werden können. Dieser Zwang zur Kostenreduktion wird da-
zu führen, dass die Konzentration der Milchproduktion auf den guten Standorten (im Osten Baden-
Württembergs) weiter fortschreitet – zu Lasten der Milchproduktion in Ungunstlagen (z. B. Schwarz-
wald). Andererseits führt die Einführung eines Zahlungsanspruches für Grünland und dessen Gleich-
stellung mit der Flächenprämie für Acker bis zum Jahr 2013 mittel- bis langfristig zu einer Be-
günstigung von Milchviehbetrieben an ungünstigen Standorten (z. B. Mittelgebirgslagen von Ba-
den-Württemberg), da diese meist hohe Grünlandanteile haben. Dennoch ist zu befürchten, dass 
das Einkommen aus der Milchviehhaltung weiter zurückgehen und der Strukturwandel in der 
Milchviehhaltung in Baden-Württemberg – die im Vergleich zu den anderen Bundesländern (mit 
Ausnahme von Bayern) immer noch klein strukturiert ist – weiter anhalten wird. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ____________ 21 
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Eine weitere Einkommensquelle für Grünlandbetriebe stellen Direktzahlungen aus dem Marktent-
lastungs- und Kulturlandschaftsprogramm (MEKA)20 dar. Die spezifische Einkommenswirkungen 
der Grünlandförderung im Rahmen dieses Agrar-Umweltprogramms lassen sich allerdings nur 
schwer quantifizieren, da mit der Gewährung von Ausgleichsleistungen meist höhere Aufwendun-
gen oder Nutzungsbeschränkungen, die zu Mindererträgen führen, verbunden sind. Für die För-
derperiode ab 2007 ist zudem eine Neukonzeption des gesamten Maßnahmen- und Entwicklungs-
planes vorgesehen. Bei den Überlegungen zur Ausgestaltung der 2. Säule der Agrarpolitik für die 
Programmplanungsperiode 2007 bis 2013 aufgrund der Verordnung des Rates über die Förderung 
der Entwicklung ländlicher Räume sollen Grünland und Milchviehhaltung eine zentrale Rolle 
spielen. Allerdings werden Kürzungen der EU-Mittel für die 2. Säule dazu führen, dass die staatli-
chen Transferleistungen im Rahmen von MEKA zurückgehen werden. Es ist deshalb davon aus-
zugehen, dass es für einen Teil der Milchbetriebe zukünftig noch schwerer als bisher wird, aus der 
Landwirtschaft ein Einkommen zu erwirtschaften, das ausreicht, um den Bestand des Betriebes zu 
sichern (Dreier 2004).  
Im Gegensatz dazu kann die Nutzung von Grassilage zur Biogasstromerzeugung und deren Ein-
speisung ins Netz ein Einkommen bieten, das über einen langen Zeitraum gesetzlich gesichert ist. 
Beim Betrieb einer Biogasanlage mit Grassilage, Maissilage und Gülle kann über 20 Jahre eine 
durchschnittliche Entlohnung zwischen 11 und 30 Euro pro Arbeitskraftstunde erzielt werden. Im 
Vergleich zur Milcherzeugung stellt dies eine teilweise deutlich bessere Arbeitszeitverwertung dar. 
Dies zeigen folgende Zahlen des Rinderreports 2005 (LEL 2006): In Baden-Württemberg verdien-
te demnach der durchschnittliche Milchviehbetrieb im Jahr 2005 rd. 480 Euro pro Kuh und Jahr. 
Bei einem Arbeitaufwand von 60 Arbeitskraftstunden (Akh) pro Kuh und Jahr entspricht dies ei-
nem Stundenlohn von 8 Euro. Das schlechteste Viertel der Betriebe verdiente sogar nur 2,34 Euro 
je Akh (Vorjahr: 2,48 Euro), während das beste Viertel eine Entlohnung von 13,58 Euro je Akh 
(Vorjahr: 14,15) erzielten.  
 
4.3.3  Einkommen aus dem Tourismus 
In bestimmten Regionen Baden-Württembergs mit teilweise hohen Grünlandanteilen (z. B. Allgäu) 
trägt der Tourismus zur Stabilität der Einkommenssituation in der Landwirtschaft und im ländlichen 
Raum bei und ist teilweise zu einem wichtigen Wachstumsmarkt geworden. In Baden-Württem-
berg wurden durch den Tourismus rund 200.000 Arbeitsplätze geschaffen und sein Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt beträgt 5 %.21 Dabei finden von den Übernachtungen im Tourismus 45 % im 
ländlichen Raum statt (Kössler 2003). 
Für einige Bauernfamilien, insbesondere im Allgäu und im Schwarzwald, ist der Landtourismus 
ein wichtiger Unternehmenszweig geworden, der zur Existenzsicherung beiträgt; einige erzielen 
damit auch ihr Haupteinkommen. Auch die Gastronomie, der Handel, das Handwerk und die Frei-
zeiteinrichtungen in der Region profitieren davon. Zur Orientierung: In Bayern gibt es rd. 7.000 
Ferienbauernhöfe, die mit rund einer Million Urlaubern einen Jahresumsatz von rund einer halben 
Milliarde Euro im ländlichen Raum erwirtschaften (Miller 2005); zehn Prozent der Anbieter ver-
dienen sich dadurch ihr Haupteinkommen. In Baden-Württemberg dürften der Urlaub auf dem 
Lande im Allgemeinen und der Bauernhoftourismus im Besonderen ebenfalls eine nennenswerte 
Rolle spielen, wenn auch nicht in der gleichen Größenordnung wie in Bayern. 
 
20  Im Rahmen von MEKA werden Maßnahmen der Grünlandbewirtschaftung vom Land Baden-Württem-
berg, kofinanziert durch die EU, gefördert. 
21  Alleine im Schwarzwald erwirtschaftete der Tourismus einen Umsatz von 10 Mrd. Euro (Touristik nördli-
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Bei der Auswahl von Reisezielen spielt die Ausstattung und Schönheit von Natur und Landschaft 
eine wichtige Rolle, weshalb das naturräumliche Potenzial als zentrales Element der touristischen 
Entwicklung gilt (Garbe et al. 2005, 12). Grünlandflächen tragen in weiten Teilen im Allgäu, auf 
der Schwäbischen Alb und im Schwarzwald in erheblichem Maße zu den Kultur- und Naturland-
schaften von besonders charakteristischer Eigenart und Schönheit mit hohem touristischem Erleb-
nis- oder Erholungswert bei. Da Wiesen und Weiden bei der Beliebtheit der Touristen an vorderer 
Stelle stehen (Briemle et al. 1995, 241), könnte eine sichtbare Verringerung der Grünlandflächen 
zu einem Verlust an touristischer Attraktivität und damit auch zu Einkommensrückgängen in den 
betroffenen Regionen führen (Hutter et al. 2004; Nowak/Schulz 2002; Brenner 1999). 
Die Biogasnutzung und die Verbrennung sind jeweils arbeitsintensiver als die Referenznutzung und 
generieren auch mehr Einkommen für den ländlichen Raum. 
 
 
4.4  Gerechte Verteilung der Umweltnutzungsmöglichkeiten 
(Regel 1.4) 
Im Hinblick auf die Nutzung der Umwelt sehen manche Autoren hauptsächlich die Sicherstellung 
gleichwertiger Nutzungschancen für künftige Generationen als konstitutiv für eine nachhaltige Ent-
wicklung an und klammern die Frage nach einer international gerechten Verteilung von Umwelt-
nutzungsrechten innerhalb der heutigen Generationen aus. Im Gegensatz dazu wird im IKoNE die 
Beseitigung der heutigen Ungleichheit bezüglich des Zugangs zu den globalen Umweltgütern als 
Voraussetzung für die Gewährleistung gleichwertiger Handlungschancen in der Zukunft gesehen. 
 
4.4.1  Gerechter Zugang zu moderner Energie 
Der Zugang zu Energie ist global gesehen sehr unterschiedlich verteilt (WRI 2004). So müssen die 
Menschen in den ärmsten Ländern dieser Welt (Least Developed Countries) wie Jemen, Niger, 
Bangladesh u. a. mit einem Hundertstel der kommerziellen Energie auskommen, die ein Nordame-
rikaner verbraucht (BMU 2004, 11). Gerade in den Entwicklungs- und Schwellenländern, in denen 
der Bevölkerung nur wenig Energie zur Verfügung steht, weist die Energieversorgung meist eine 
Reihe weiterer Probleme auf:  
•  Die Ausgaben für Energieimporte nehmen oft einen erheblichen Teil des Staatsbudgets in  
Anspruch. 
•  In der Regel sind nur die städtischen Zentren an Energieversorgungsnetze angeschlossen. 
•  Die Energieversorgung wird, bedingt durch technische Defekte oder Rohstoffmangel, häufig 
unterbrochen. 
•  Die Verwendung alter, energieineffizienter Maschinen und Motoren führt zu einer schlechten 
Ausnutzung des Energiegehalts der Energieträger. 
•  Die veralteten Motoren setzen große Schadstoffmengen frei, was gesundheitsschädliche CO-, 
NOX-, SO2-, VOC-, PM10- und Ozon-Immissionen, vorzugsweise in den Städten, zur Folge hat. 
Als allgemeines Ziel für eine nachhaltige Energieversorgung könnte man fordern, dass zur Siche-
rung einer menschenwürdigen Existenz allen Mitgliedern der Weltgesellschaft ausreichende und 
bezahlbare Energiedienstleistungen zur Verfügung stehen müssten, ohne dass die natürlichen Le-
bensgrundlagen und die Umweltnutzungsmöglichkeiten künftiger Generationen gefährdet werden. Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ____________ 23 
  __________________________________________________________________________________________________________ manu:script (ITA-07-01) 
Der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen (WBGU) stellt als Mindestbedin-
gung die Forderung auf, dass bis 2020 weltweit allen Haushalten Zugang zu 500 kWh „moderner 
Energie“ pro Jahr eingeräumt wird (WBGU 2003, 125). Unter „moderner Energie“ wird dabei zum 
einen Elektrizität und zum anderen die Nutzung emissionsarmer Brennstoffe, vorzugsweise auf 
Biomassebasis, unter Ausschluss der traditionellen Brennstoffe Holz und Dung verstanden. Dieser 
Wert ergibt sich aus den Annahmen über den Energieverbrauch zur Deckung der elementaren 
Grundbedürfnisse. Es handelt sich hierbei nur um ein absolutes Mindestmaß, da weder Warmwas-
serbereitung und Heizung, noch Transport, noch die Unterstützung von landwirtschaftlichen und 
handwerklichen Tätigkeiten einbezogen sind. 
Um die weltweite Versorgung der Haushalte mit mindestens 500 kWh moderner Energie pro Jahr 
zu gewährleisten, ist es wichtig, dass weltweit weniger Energie aus den begrenzten nicht regenera-
tiven Energieträgern verbraucht wird, um den bisher nicht ausreichend versorgten Ländern eine 
nachholende Entwicklung zu ermöglichen. Auf den Beitrag, den die Nutzung überschüssiger Grün-
landflächen zur Einsparung nicht regenerativer Energieträger leisten kann, wird bei den Ausfüh-
rungen zur Regel 2.2 eingegangen. 
 
4.4.2  Gerechte Verteilung der klimawirksamen Emissionen 
Da die Nutzung fossiler Energieträger weltweit sehr ungleich verteilt ist, gilt dies auch für die da-
durch verursachten CO2-Emissionen (Abb. 5). Während ein Bewohner der Least Developed Count-
ries nur für rund 0,1-0,2 t CO2 pro Jahr verantwortlich ist und ein großer Teil der Entwicklungs-
länder einen Wert zwischen 0,5 und 4 t pro Kopf aufweist, bewegt sich der CO2-Ausstoß in den 
Industriestaaten zwischen 8 und 21 t pro Kopf und Jahr. Deutschland liegt derzeit bei 10 t pro Kopf 
und schneidet damit im OECD-Vergleich etwas besser als der Durchschnitt (11 t) ab. 
Der Vorstellung, dass allen Menschen im Prinzip gleiche Umweltnutzungsrechte einzuräumen sind, 
wurde im Kyoto-Prozess Rechnung getragen. So wurden nur für die Industriestaaten (sog. Anlage-
I-Staaten) Reduktions- bzw. Emissionsbegrenzungsziele festgelegt, während den Entwicklungs-
ländern wegen ihres wirtschaftlichen Nachholbedarfs implizit das Recht zugestanden wurde, ihren 
CO2-Ausstoß weiter zu erhöhen. Da allerdings in einer Reihe von Ländern, die bisher keine Re-
duktionsverpflichtung haben, die CO2-Emissionen erheblich steigen (z. B. in China und Indien), 
wird von verschiedenen Seiten gefordert, in dem anstehenden Kyoto-Folgeprozess, in dem Rege-
lungen für die Zeit nach 2012 gefunden werden sollen, auch für diese Länder quantitative Emissi-
onsziele zu vereinbaren. 
In der internationalen Debatte wird in der langfristigen Perspektive des Jahres 2050 das Ziel einer 
Gleichverteilung der CO2-Emissionen pro Kopf ins Auge gefasst (WBGU 2003, 78 f.). Vor dem 
Hintergrund einer notwendigen Halbierung der globalen CO2-Emissionen sowie der Prognose ei-
nes Wachstums der Weltbevölkerung zwischen 50 und 100 %, wird daraus vielfach das Ziel einer 
Reduktion der weltweiten CO2-Emissionen auf ungefähr 2 t pro Kopf und Jahr bis 2050 abgeleitet. 
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Abbildung 5: CO2-Emissionen pro Kopf aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe im 
internationalen Vergleich 
Quelle: IEA (2001, 2002, 2004, 2006); eigene Darstellung 
Die Enquete-Kommission „Nachhaltige Energieversorgung unter den Bedingungen der Globalisie-
rung und der Liberalisierung“ schlägt in ihrem Endbericht (2002, 74), basierend auf den Arbeiten 
des IPCC22, als Ziel für Deutschland einen Wert von 2,5 t CO2-Emissionen pro Kopf im Jahr 2050 
vor. Bezogen auf den gegenwärtigen Wert würde dies in etwa mit der schon 1995 von der Enquete-
Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ geforderten Reduktion der nationalen CO2-Emissionen 
um 80 % bis 2050 korrespondieren (WBGU 2003). Von diesem Fernziel ausgehend, wurden in ei-
nem Projekt zur Ermittlung der dringendsten Nachhaltigkeitsprobleme Deutschlands23 die Werte 8 t/ 
Kopf bis 2010 und 6 t/Kopf bis 2020 als Zielorientierungen für Deutschland vorgeschlagen (Coenen/ 
Grunwald 2003, 119 ff.). 
Die energetische Nutzung überschüssiger Grünlandflächen kann dazu beitragen, diese notwendige 
Reduktion der CO2-Emisionen zu erreichen (s. Regel 2.3). 
 
22  Intergovernmental Panel on Climate Change (Zwischenstaatlicher Ausschuss über Klimaänderung). 
23  Siehe Kopfmüller et al. (2001); Grunwald et al. (2001); Coenen/Grunwald (2003). Ein integratives Konzept zur Messung von Nachhaltigkeit – das Beispiel Energiegewinnung aus Grünland ____________ 25 
  __________________________________________________________________________________________________________ manu:script (ITA-07-01) 
4.5  Nachhaltige Nutzung erneuerbarer Ressourcen (Regel 2.1) 
Eine wesentliche Voraussetzung nachhaltiger Entwicklung ist, dass die Nutzungsrate sich erneu-
ernder Ressourcen deren Regenerationsrate nicht überschreiten sowie die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des jeweiligen Ökosystems nicht gefährden darf. Diese Forderung betrifft im Kontext 
der Energiegewinnung aus dem Grünland vor allem die nachfolgend betrachteten Aspekte des 
Schutzes der Biodiversität, des Bodens und der Grund- und Oberflächengewässer. 
 
4.5.1  Erhalt der Biodiversität 
Die Landwirtschaft im Allgemeinen und die Grünlandnutzung im Besonderen haben entscheidend 
zur heutigen Vielfalt an wildlebenden Pflanzen und Tieren in Baden-Württemberg beigetragen. 
Heute ist die Landwirtschaft jedoch einer der Hauptverursacher des Artenschwundes in Deutsch-
land. Während früher die auf Grünland beheimateten Arten vor allem durch Melioration des Stand-
orts (z. B. Dränage) oder Intensivierung der Nutzung gefährdet waren, stellt heute die Aufgabe er-
tragsschwacher oder schlecht zu bewirtschaftender Grünlandflächen die wichtigste Bedrohung der 
Artenvielfalt dar. 
Für den Erhalt der Biodiversität stellt das Grünland eine wichtige Basis dar, weil es zu den arten-
reichsten Ökosystemen Mitteleuropas gehört und über die Hälfte der in Deutschland vorkommen-
den Pflanzenarten beherbergt. Ein Großteil (58 %) der 870 gefährdeten Pflanzenarten Deutsch-
lands haben ihren Standort auf extensiv bewirtschafteten Grünlandflächen. Auch für die Tieröko-
logie haben sie eine große Bedeutung. Im Vergleich aller Biotoptypen weisen z. B. Trocken- und 
Halbtrockenrasen die höchsten Zahlen an seltenen Insektenarten auf (Briemle et al. 1995, 239). 
Wie ist aber das einmal jährliche Mulchen ökologisch einzuordnen? Hierzu haben die Deutschen 
Umweltschutzverbände eine Gemeinsame Stellungnahme verfasst, in der das Mulchen als ökolo-
gisch bedenklich eingeschätzt wird, da es zu einer Nährstoffanreicherung im Boden und zu einer 
Verarmung der Flora und Fauna führen würde (Deutsche Umweltschutzverbände 2004). Aller-
dings ist nach Briemle (2005) diese Aussage in dieser Absolutheit nicht eindeutig belegt, da die 
„Aulendorfer Extensivierungsversuche“, die Versuche von Schreiber (2001) und die von Arens und 
Neff (1997) keine eindeutigen Ergebnisse zeigen. Sicher ist jedoch, dass mit Mulchen keine Aus-
magerung eines Standortes erfolgt und dass die floristische Artenverarmung umso größer ist, je 
später der Mulchzeitpunkt im Sommer respektive im Herbst liegt. 
Die Nutzung von überschüssigen Grünlandflächen zur Energiegewinnung kann – speziell wenn es 
sich hierbei um artenreiches Extensivgrünland handelt – zu einer Veränderung der Artenzusam-
mensetzung führen, wenn damit eine Intensivierung der Nutzung einhergeht, wie dies bei der Er-
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Tabelle 6:  Auswirkungen unterschiedlicher Nutzungen auf die Biodiversität 
Nutzung  Auswirkungen auf die Biodiversität 
Mulchen  •  Hochwüchsige Pflanzenbestände 
•  Ruhe- und Deckungsraum für Vögel und Säugetiere 
•  Lebensraum z. B. für seltene Langgrasheuschrecken und andere Insekten 




•  Ausbildung kräuterreicher Wiesen 
•  Lebensraum für zahlreiche Insektenarten wie z. B. Heuschrecken 




•  Relativ kräuter- und insektenarmes Grünland 
Mais  •  Zeitweise ohne Vegetation 
•  Neben dem Mais kaum Vegetation 
• Verringerung der Wertigkeit für Pflanzen und Tiere 
Quelle: Briemle et al. (1995); Briemle (2005); Nowak/Schulz (2002). 
 
4.5.2  Bodenschutz 
Der Boden gehört als nicht vermehrbare Ressource zum endlichen Naturkapital der Menschheit. 
Er ist die Basis für die Produktion von Biomasse und die Bereitstellung von Lebensmitteln, Le-
bensraum für Flora und Fauna und vieles mehr. Daneben erfüllt der Boden zahlreiche ökologische 
Funktionen wie die Bindung und Lieferung von Nährstoffen, die Speicherung von Kohlendioxid, 
die Aufrechterhaltung des Wasserhaushalts und den Abbau von Schadstoffen. Durch diese vielfäl-
tigen Funktionen des Bodens für den Naturhaushalt und den Menschen ist der Erhalt des Bodens 
und seiner Funktionen von großer Wichtigkeit für eine nachhaltige Entwicklung. 
Grund und Boden können zwar im eigentlichen Sinne nicht „verbraucht“, wohl aber in einer Wei-
se genutzt werden, die das Spektrum künftiger Nutzungsoptionen erheblich einschränkt. Da das 
Angebot an Fläche begrenzt und nicht vermehrbar ist, stehen die verschiedenen Nutzungsformen 
untereinander in Konkurrenz. Auch wenn bestimmte Nutzungen miteinander kompatibel sind – so 
kann z. B. eine Grünlandfläche gleichzeitig der Produktion von Milch und Fleisch dienen, den Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen bilden und eine Erholungsfunktion für den Menschen erfüllen – 
schließen sich die meisten Nutzungsformen gegenseitig ganz oder teilweise aus. Außerdem tragen 
viele Arten der Flächennutzung dazu bei, die ökologischen Funktionen des Bodens (Puffer- und 
Filterkapazität, Regulierung des Wasserhaushalts etc.) schwerwiegend zu beeinträchtigen oder 
ganz zu zerstören (BVB 2001). Böden können sich zwar im Prinzip erneuern; da Neubildung und 
Regeneration aber äußerst lange Zeiträume beanspruchen, sind viele Schädigungen praktisch irre-
versibel (Wissenschaftlicher Beirat Bodenschutz 2000). 
Die ganzjährige Bedeckung des Bodens unter Grünland stellt eine der effektivsten Bodenschutz-
maßnahmen dar, die insbesondere an hängigen Standorten den Bodenverlust durch Erosion effektiv 
verhindern kann. Die Umwandlung von Grünland in Ackerfläche und deren Nutzung z. B. für den 
Anbau von Mais kann zu Erosion und anderen Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen führen. 
Neben der Erosion ist die Versauerung das größte Problem sowohl für natürliche als auch land-
wirtschaftliche Böden. Versauerung führt zu einer Abfuhr von Nährstoffen und kann zu einer Zer-
störung von Huminstoffen und Tonmineralen führen. Auswirkungen hiervon sind, dass die ange-
führten Bodenfunktionen immer weniger erfüllt werden können. In Extremfällen kann die Versau-
erung darüber hinaus zu einer Freisetzung von phytotoxischen Al
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Sowohl die Gras-, als auch die Maisnutzung zur Energieerzeugung durch Biogas verursacht Mehr-
emissionen an versauernden Substanzen gegenüber dem Mulchen und auch die Heuverbrennung 
weist eine negative Bilanz an versauernden Stoffen auf, die aber nicht so hoch ausfällt, wie bei der 
Biogasnutzung. 
 
4.5.3  Schutz der Grund- und Oberflächengewässer 
Der Gewässerschutz gehört zu den wichtigen Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung. Seit 
der Novellierung des baden-württembergischen Wassergesetzes 1996 gibt es entlang von Flüssen, 
Bächen und Seen geschützte Gewässerrandstreifen. Auf einer Länge von rund 50.000 km darf hier 
Grünland nicht mehr umgebrochen werden, damit Nähr- und Schadstoffe nicht in die Gewässer abge-
schwemmt werden. Durch die seit 1987 gültige und am 01.03.2001 novellierte Schutzgebiets- und Aus-
gleichsverordnung (SchALVO) existiert in Baden-Württemberg ein Instrument zur nachhaltigen Land-
bewirtschaftung in Wasserschutzgebieten. Trotzdem ist das Grundwasser in Baden-Württemberg im-
mer noch mit Nitraten und Pestizidrückständen oder deren Metabolite belastet. Belastungsschwerpunk-
te sind vor allem Gebiete mit landwirtschaftlichen Intensivkulturen und leicht durchlässigen Böden. 
Grünland ist neben Wald die optimale Flächennutzung, um die Qualität des Grundwassers zu si-
chern. In empfindlichen Gebieten kann die Umwandlung von Acker- in Grünland dazu beitragen, 
die Nitratwerte im Grundwasser zu senken. Teilweise bieten die Wasserversorger den Landwirten 
einen finanziellen Ausgleich für eine derartige Umwandlung an. Trotzdem sind die Landwirte zu-
rückhaltend, insbesondere in Gebieten, wo der Aufwuchs aufgrund fehlender Tierbestände nicht als 
Tierfutter verwendet werden kann. 
Nach dem Eintrag von Schad- und Feststoffen (durch Erosion und Deflation) sind eutrophierende 
Stoffe eine große Gefährdung von Gewässern. Von allen Verfahren, die für eine energetische Grün-
landnutzung in Frage kommen, gehen mehr eutrophierende Emissionen aus, als beim Mulchen frei-




4.6  Nachhaltige Nutzung nicht erneuerbarer Ressourcen 
(Regel 2.2) 
In Anbetracht des langen Zeithorizonts, den das IKoNE berücksichtigt, stellt die Frage, in wel-
chem Umfang nicht erneuerbare Ressourcen verbraucht werden dürfen, ein schwer lösbares Pro-
blem dar: Entscheidet man sich für den Abbau, gehen die Ressourcen für spätere Generationen 
verloren; entscheidet man sich gegen den Abbau, sind sie weder der gegenwärtigen noch den kom-
menden Generationen von Nutzen, die dann ebenfalls an das Abbauverbot gebunden wären. Ent-
scheidet man sich für einen auch noch so minimalen Teilabbau, schließt man auf lange Sicht künf-
tige Generationen gleichwohl von jeder Nutzungsmöglichkeit aus. 
Anhänger einer vermittelnden Position sehen die Nutzung nicht erneuerbarer Ressourcen, zumin-
dest für einen Übergangszeitraum, als akzeptabel an, sofern ihre Funktionen äquivalent ausgegli-
chen werden. Das Nutzungspotenzial des verringerten Ressourcenbestandes muss dabei mindes-
tens ebenso groß sein wie das Nutzungspotenzial des ursprünglichen Bestandes (Lerch/Nutzinger 
1996; Knaus/Renn 1998). Dies kann über eine Effizienzsteigerung bei der Nutzung nicht erneuer-
barer Ressourcen, über die Substitution nicht erneuerbarer Ressourcen durch erneuerbare oder über 
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4.6.1  Inanspruchnahme von  
nicht erneuerbaren Energierohstoffen 
Unter den nicht erneuerbaren Ressourcen nehmen die nicht erneuerbaren Energierohstoffe – beste-
hend aus fossilen Energieträgern (Erdöl, Kohle, Erdgas) und Uran – eine zentrale Rolle ein, da 
moderne Gesellschaften auf eine hohe Verfügbarkeit von Energie angewiesen sind. Dem steht ge-
genüber, dass diese Ressourcen begrenzt sind, dass neue Vorkommen immer aufwändiger und 
damit teurer zu erschließen sind und dass sich ein Grossteil der Vorkommen in politisch instabilen 
Regionen befindet oder durch diese geleitet wird, in denen immer wieder mit Unterbrechungen der 
Versorgung zu rechnen ist (Afghanistan, Irak, Iran, Tschetschenien, Nigeria u. a.). 
Vor diesem Hintergrund sind eine deutliche Senkung des Energieverbrauchs und eine Erhöhung 
des Anteils an regenerativ erzeugter Energie erforderlich, um die Verringerung der Reichweite der 
nicht erneuerbaren Energieträger zu verlangsamen und die Versorgung mit Energierohstoffen auch 
mittelfristig zu gewährleisten. 
In Baden-Württemberg ist der Primärenergieverbrauch von gut 1,51 Mio. TJ24 in 1991 auf 1,62 
Mio. TJ in 2002 gestiegen (StLABW 2005d). Der Anteil der nicht erneuerbaren Energierohstoffe 
liegt im Jahr 2002 bei rund 97 %, wobei ca. 69 % aus fossilen Quellen stammen. Der Einsatz von 
Wasserkraft und anderen erneuerbaren Energieträgern hat in den letzten Jahren auf niedrigem Ni-
veau zugenommen. 
Bis zum Jahr 2010 will Baden-Württemberg den Anteil erneuerbarer Energie am Primärenergie-
verbrauch (PEV) im Land von derzeit 5,1 % (2005) deutlich erhöhen (LUBW 2006a). Als weiteres 
Ziel ist vorgesehen, den Anteil regenerativer Quellen an der Stromproduktion von ca. 8,2 % im 
Jahr 2004 (NBBW 2005, 39) auf 11,5 % in 2010 zu erhöhen. Bis zum Jahr 2020 soll der Anteil auf 
rd. 20 % gesteigert werden. 
Die energetische Nutzung überschüssiger Grünlandflächen in Baden-Württemberg könnte einen – 
wenn auch bescheidenen Beitrag zur Erreichung der genannten Ziele bei der Nutzung regenerati-
ver Energiequellen leisten. Die Berechnungen zeigen, dass in Baden-Württemberg im Jahr 2015 
rund 167.000 ha Grünland überschüssig sind. Dies entspricht einem Grünlandüberschuss von 26 % 
bezogen auf die gesamte Grünlandfläche. Nach Abzug der aus technischen Gründen nicht geeigneten 
Grünlandflächen verbleibt für die Biogasnutzung ein technisches Potenzial von knapp 79.000 ha. 
Bei einer vollständigen Nutzung der auf dieser Fläche produzierbaren Biomasse in Biogasanlagen 
könnten ca. 430 GWh Strom erzeugt werden. Das entspricht knapp 0,3 % des Stromverbrauchs in 
Baden-Württemberg. Von den bis 2010 fehlenden 3,3 % der Stromerzeugung aus regenerativen 
Quellen könnten demnach 12,4 % durch die vollständige energetische Nutzung des technischen 
Potenzials des überschüssigen Grünlandaufwuchses bereitgestellt werden. 
Alle betrachteten Verfahren zur Nutzung von Grünlandaufwuchs weisen eine positive Energiebi-
lanz auf, d. h. dass hierdurch mehr Energie zur Verfügung gestellt, als verbraucht wird. In der Net-
tobetrachtung erreicht die Biogasnutzung aus Mais deutlich höhere Werte als die Biogasnutzung 
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4.7  Nachhaltige Nutzung der Umwelt als Senke (Regel 2.3) 
Die Forderung nach einer nachhaltigen Nutzung der Umwelt als Senke bezieht sich auf den Erhalt 
der für den Menschen unentbehrlichen Regelungs- und Trägerfunktionen der Natur. Dabei bein-
haltet die Regelungsfunktion die Fähigkeit der Umwelt, die essenziellen stofflichen, energetischen 
und biochemischen Prozesse des Naturhaushalts aufrechtzuerhalten sowie die Folgen anthropoge-
ner Eingriffe auszugleichen. Die Nutzung der Umwelt als Senke darf deren Assimilationskapazität 
für anthropogene Stoffeinträge nicht überschreiten. 
 
4.7.1  Beitrag zum Klimawandel 
Im Falle der zusätzlichen Freisetzung klimarelevanter Gase, insbesondere von CO2 durch die Ver-
brennung fossiler Energierohstoffe, scheinen die Grenzen der Puffer- und Aufnahmefähigkeit der 
Umwelt bereits nahezu erreicht zu sein mit der Folge, dass ein anthropogen verstärkter Klimawandel 
stattfindet, mit stellenweise dramatischen Auswirkungen (IPCC 2007; IPCC 2001, 99 ff.; WBGU 
2003; EEA 2004). Die Phänomene und Auswirkungen des Klimawandels, wie etwa die gestiegene 
globale mittlere Temperatur und die veränderten globalen Niederschlagsverteilungen und das Ab-
schmelzen von Gletschern sowie die Folgeeffekte hiervon, werden von der weit überwiegenden 
Mehrheit der Experten als eines der zentralen globalen Nachhaltigkeitsprobleme eingestuft. 
Unter Experten ist unstrittig, dass die negativen Effekte bei weitem bedeutsamer sind als die posi-
tiven. Aus diesem Grund wird gefordert, die globale Mitteltemperatur, von vorindustriellen Wer-
ten aus gesehen (1861 bis 1890), bis 2100 um nicht mehr als 2
oC ansteigen zu lassen, da nur so die 
gravierendsten negativen Auswirkungen des Klimawandels vermieden werden können. Da bisher 
ein Anstieg der globalen Mitteltemperatur um ca. 0,7
oC (Europa 0,8
oC) stattgefunden hat, sollte 
die Temperaturzunahme in den nächsten 95 Jahren höchstens 1,3
oC (Europa 1,2
oC) betragen. Vor-
aussetzung dafür wäre, entsprechend den Modellrechnungen, eine Stabilisierung der atmosphäri-
schen CO2-Konzentration bei 420 ppm gegenüber 375 ppm in 2003 und 280 ppm in der vorindus-
triellen Zeit. Um die Schwelle von 420 ppm nicht zu überschreiten, müssten die weltweiten Treib-
hausgasemissionen bis 2050 gegenüber heute um 48–86 % reduziert werden (IPCC 2007). 
In Deutschland wurden im Jahr 2003 rd. 842 Mio. t CO2 emittiert; diese machen fast 88 % der 
anthropogen bedingten zusätzlichen Treibhausgasemissionen aus (StBA 2003, 42). Andere, vor al-
lem längerfristige Ziele sind in der Diskussion. So erachtet die Enquete-Kommission „Nachhaltige 
Energieversorgung unter den Bedingungen der Globalisierung und der Liberalisierung“ für 2020 
eine Reduzierung um 40  % und für 2050 um 80  % gegenüber 1990 als notwendig (Enquete-
Kommission 2002, 143). Obwohl die CO2-Gesamtemissionen in Deutschland in den letzten 15 Jah-
ren um fast 17 % reduziert werden konnten, ist die Erreichung des Kioto-Ziels in Gefahr, da mit 
mehr als 80 % der Hauptteil der seit 1990 erreichten CO2-Emissionsminderungen vor 1995 – vor-
nehmlich durch die Deindustrialisierung, die Modernisierung des Kraftwerksparks und die Hei-
zungsumstellung in den neuen Ländern – erzielt worden ist. Die durchschnittliche Minderung seit 
1995 betrug nur noch 4 Mio. t CO2 pro Jahr. Zur Zielerfüllung ist in den nächsten Jahren eine wei-
tere Reduktion von 14 bis 18 Mio. t CO2-Äquivalenten notwendig (Ziesig 2006). Selbst wenn die 
beschlossenen und in die Wege geleiteten Maßnahmen (CO2-Zertifikathandel, EEG25, EnEV26 u. a.) 
konsequent umgesetzt werden, sind voraussichtlich zusätzliche Maßnahmen notwendig, um die 
Zielwerte zu erreichen. 
 
25 Erneuerbare-Energien-Gesetz  (EEG). 
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Baden-Württemberg strebte an, die energiebedingten CO2-Emissionen auf unter 70 Mio. t im Jahr 
2005 (MUVBW 2000, 67) und im Rahmen der Umsetzung des EU Burden Sharing bis 2010 weiter 
auf 65 Mio. t CO2 zu reduzieren. Da bisher keine Verringerung des CO2-Emissionsniveaus zu er-
kennen ist (Abb. 6) und der CO2-Ausstoß 2003 noch bei 77,6 Mio. t gelegen hat (StLABW 2005e), 
ist davon auszugehen, dass der Zielwert für 2005 verfehlt wurde und die Erreichung des Wertes 
für 2010 nicht leicht sein wird. Erschwerend kommt hinzu, dass der beschlossene Ausstieg aus der 
Kernenergie Baden-Württemberg, wegen seines hohen Kernenergieanteils an der Energieversor-
gung, vor besondere Aufgaben stellt. 
 
Abbildung 6: Entwicklung der energiebedingten CO2-Emissionen in Baden-Württemberg 
Quelle: StLABW (2005e); aus: Stelzer et al. (2006, 246); eigene Darstellung 
Vor diesem Hintergrund könnte die Nutzung überschüssiger Grünlandflächen zur Energiegewin-
nung einen, wenn auch bescheidenen Beitrag zur Erreichung der CO2-Landesreduktionsziele leis-
ten. Die erzielbare Netto-CO2-Äquivalent-Minderung hängt zum einen vom Energiebedarf der Pro-
zesskette und der Freisetzung anderer klimarelevanter Emissionen, wie Methan (CO2-Äquivalent: 
21), Lachgas (CO2-Äquivalent: 310) oder Ammoniak (CO2-Äquivalent: 3,1) ab. Bei der Erzeugung 
von Biogas, dessen Hauptbestandteil (50 bis 65 %) und Energieträger Methan (CH4) ist, können 
insbesondere während der Lagerung der Gärrückstände erhebliche Methanverluste auftreten (FNR 
2004). Um diese zu verhindern, ist auf eine geeignete Abdeckung des Gärrestlagers zu achten. 
Ähnlich wie bei der Regel 2.2, so leisten auch bei den Treibhausgasen alle untersuchten energeti-
schen Verfahren einen Beitrag zur Verringerung der Belastung. Dabei sind die positiven Beiträge 
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4.8  Erhaltung der kulturellen Funktion der Natur (Regel 3.4) 
Die Nachhaltigkeitsforderung zum Erhalt der kulturellen Funktion der Natur bezieht sich auf ihren 
instrumentellen Wert als Basis für die Befriedigung essenzieller Bedürfnisse. Ausgehend von dem 
Gedanken einer universalen Gesellschaft (unter Einschluss kommender Generationen) werden Hand-
lungsmaximen aufgestellt, deren Befolgung sicherstellen soll, dass die unverzichtbaren ökologi-
schen Voraussetzungen menschlichen Lebens und Wirtschaftens (erneuerbare und nicht erneuerba-
re Ressourcen, Produktivität und Regulationsfähigkeit des Naturhaushaltes) über die Zeit erhalten 
bleiben. Ein nur auf die lebenserhaltende Funktion der Natur ausgerichtetes Nachhaltigkeitskon-
zept würde jedoch die lebensbereichernde Funktion der Natur als Gegenstand sinnlicher, kontem-
plativer, spiritueller und ästhetischer Erfahrung außer Acht lassen und wäre daher unvollständig. 
Das Spektrum der ethischen Begründungen zum Erhalt der Natur wurde deshalb im Nachhaltig-
keitskonzept um eudämonistische27 Argumente erweitert (Kopfmüller et al. 2001, 262 ff.).  
Während der instrumentelle Wert der Natur unbestreitbar ist, müssen eudämonistische Werte nicht 
für alle Menschen gleichermaßen nachvollziehbar sein. Dennoch stellt die Naturerfahrung nicht 
nur eine subjektive Präferenz gewisser Leute dar, sondern wird als eine allgemein zugängliche we-
sentliche Option eines „guten Lebens“ betrachtet (SRU 2002, 17 f.). Die Rücksicht auf die Entfal-
tungsmöglichkeiten jener Menschen, für die das Erleben der Natur einen hohen Wert darstellt, ge-
bietet es, ihre Schönheit und Vielfalt zu erhalten. Moralische Pflichten bestehen dabei nicht ge-
genüber der Natur, sondern in Ansehung von Natur (Ott 1998, 232 f.). Dies bedeutet z. B., dass 
das Grünland nicht um seiner selbst willen zu schützen ist, sondern deshalb, weil viele Menschen 
dem Erleben von Grünland einen hohen Wert zuschreiben. 
In einer sehr allgemeinen Form besteht in Baden-Württemberg heute Übereinstimmung über die 
Notwendigkeit, Natur- und Kulturlandschaften zu erhalten. Dieser gesellschaftliche Grundkonsens 
liefert jedoch keine Antwort auf die Frage, welche Objekte, Bereiche oder Zustände der Natur un-
ter Schutz gestellt werden sollen. Vielen Menschen gilt in erster Linie der Status quo als der erhal-
tenswürdige Zustand, der sich jedoch aufgrund der Dynamik von Natur und Kultur und der Wech-
selwirkungen zwischen naturräumlichen Gegebenheiten und menschlicher Einflussnahme prinzi-
piell nicht erhalten lässt (DRL 2005). 
Nicht nur die Kulturlandschaft, sondern auch die Einstellung des Menschen zur Natur hat sich im 
Laufe der Zeit gewandelt. Die Frage, welche Landschaft bewahrt werden soll, lässt sich deshalb 
nicht wissenschaftlich entscheiden, sondern bedarf der Bildung eines gesellschaftlichen Konsenses. 
Vielen Bundesbürgern gilt z. B. die Lüneburger Heide als der Inbegriff einer erhaltenswerten ex-
tensiv bewirtschafteten Kulturlandschaft, obwohl sie das Ergebnis einer dauerhaften Übernutzung 
der natürlichen Ressourcen durch den Menschen darstellt. Ohne landschaftspflegerische Maßnah-
men, die den historischen Raubbau mit moderner Technik simulieren, würde diese Landschaft ihre 
charakteristische Eigenart und damit ihren „Heimatwert“ verlieren. Ließe man der Natur freien Lauf, 
ginge die Heide in dichten Wald über. Ähnliches gilt für andere Gebiete, in denen der Status quo 
erhalten werden soll, wie Streuobstwiesen oder Hudewälder (Häpke 1990). Das heißt, die Gesell-
schaft muss sich entscheiden, wo sie eine bestimmte Kulturlandschaft erhalten oder die Landschaft 
der natürlichen Sukzession überlassen will. Notwendig ist daher vor allem eine offene und öffentliche 
Debatte über die weitere Entwicklung der Kulturlandschaft, in der zumindest Konsens über Leit-
bilder für die regionale und lokale Ebene hergestellt werden sollte (DRL 2005). Da eine umfassende 
Erhebung zur Einstellung der Bevölkerung zu den Grünlandflächen in Baden-Württemberg im Rah-
 
27  Eudämonistische Werte (von Griechisch „eudaimonia“ = Glück) beziehen sich auf Erfahrungen oder Prak-
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men des Projektes nicht möglich war, wurde die Bedeutung aus allgemeinen Überlegungen und re-
gionaler Literatur abgeleitet. So wird in Zeitungsberichten, Faltblättern und anderen Veröffentli-
chungen immer wieder auf die Schönheit der Grünlandflächen in Baden-Württemberg hingewiesen. 
Wiesen und Weiden prägen mit ihrer typischen landwirtschaftlichen Nutzung und ihrer Artenviel-
falt in weiten Teilen Baden-Württembergs die Kulturlandschaft und tragen wesentlich zu ihrer Ei-
genart, Vielfalt und Schönheit bei (Nowak/Schulz 2002, 9; Briemle/Elsässer 1997). Die Ausprä-
gung der Natur ist ein entscheidender Faktor für das Wohlbefinden der Bewohner einer Region. 
Diese Gefühle werden bestimmt durch Aspekte wie Abwechslungsreichtum, Farbigkeit, Pflanzen-
bedeckung, Naturnähe, Erlebbarkeit, gewohnte Bilder. Mit einer über tausendjährigen Tradition 
bilden die Grünlandflächen darüber hinaus einen Erinnerungswert, d. h. sie sind für einen Teil der 
individuellen Identität der in den durch Grünland geprägten Regionen Baden-Württembergs behei-
mateten Menschen von Bedeutung, vermitteln ihnen Geborgenheit und sollten deshalb für kom-
mende Generationen erhalten werden.  
Welche hohe kulturelle Bedeutung der Erhalt des Grünlands in Baden-Württemberg hat, ist daran 
zu erkennen, dass dieses bereits seit vielen Jahren durch das Umbruchverbot im Rahmen der ME-
KA-Förderprogramme (s. o.), durch die rund 80 % des Dauergrünlands erfasst sind, geschützt wird. 
Andere baden-württembergischen Agrarumweltmaßnahmen, wie die Landschaftspflege-Richtlinie 
und die SchALVO begünstigen ebenfalls die nachhaltige Nutzung und den Erhalt von Grünland. 
Hinzu kommt, dass im Rahmen von Cross Compliance der maximal zulässige Umbruch von Grün-
land zu Ackerland begrenzt ist (s. o.) und in allen Gebietskulissen von PLENUM28 haben Grün-
landgebiete einen wichtigen Stellenwert (LUBW 2006b). 
Allerdings wirkt sich nicht jede Grünlandnutzung gleich auf das Landschaftsbild aus (Tab. 7). So 
verhindert das einmalige Mulchen mit einem Schnitt nach dem 15.07. zwar das Aufkommen von 
Buschwerk, das Landschaftsbild verändert sich allerdings dahingehend, dass die Flächen lange 
Zeit des Jahres entweder mit einer hohen Gras- oder Krautvegetation bewachsen ist oder das sich 
langsam zersetzende Mulchmaterial auf der Fläche liegt (Briemle 2005). Die so behandelte Fläche 
weist in der Regel nur wenige Blühaspekte auf. Diesen letzten Aspekt hat die Fläche gemein mit 
dem Intensivgrünland, das allerdings deutlich niedrigeren Pflanzenwuchs und in weiten Regionen 
wie z. B. dem Allgäu zumindest den Löwenzahnblühaspekt aufweist. 
Tabelle 7:  Auswirkungen der unterschiedlichen Nutzungsformen auf das Landschaftsbild 
Grünlandnutzung Positiv  Negativ 
Mulchen Grünland  Wenig  Blühaspekte 
Heugewinnung zur Verbrennung  Grünland, viel Blühaspekte   
Grassilageproduktion für  
Biogasanlage 
Grünland Kaum  Blühaspekte 
Mais  Die meiste Zeit Offenland  Vegetationsbedeckung nur zeitweise 
im Jahr, zeitweise keine „Fernsicht“ 
 
Die extensive Wiese mit einem oder zwei Schnitten und dem Abtransport des Mähgutes bietet 
durch ihre Kombination aus langer Wuchszeit und Vermagerung die ideale Kombination für ein 
buntes, sich im Jahresverlauf veränderndes Landschaftsbild, ohne die „Verbraunungsphase“ des 
Mulchens nach der Mahd. Der Umbruch zum Maisacker ist gegenüber jeder anderen Nutzungsart 
landschaftlich als negativ zu betrachten, da er ein sehr monotones Erscheinungsbild abgibt, sehr 
hoch wächst und zeitweise der braune Boden zu Tage tritt. 
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4.9  Vergleichende Nachhaltigkeitsbewertung  
der energetischen Grünlandnutzung 
Wie in den Ausführungen an Hand der Nachhaltigkeitsregeln gezeigt werden konnte, haben die 
unterschiedlichen Nutzungstypen für überschüssiges Grünland zur Energieproduktion in vielen 
Fällen Vorteile im Vergleich zum Mulchen (Tab. 8). Nachteile ergeben sich vor allem im Bereich 
der Nutzung erneuerbarer Ressourcen. Wie sich die HCl-Emissionen und die Dioxin-/Furanent-
stehung entwickeln werden, kann noch nicht gesagt werden. Tabelle 8 zeigt, dass sich bei der Nut-
zung extensiver Standorte durch Heuverbrennung die größten Vorteile für eine nachhaltige Ent-
wicklung ergeben, dass aber auch bei der Biogasnutzung aus Intensivstandorten die Bilanz eher 
positiv ist. 
Tabelle 8:  Vorläufige Bewertung der Nachhaltigkeit der unterschiedlichen Nutzungsmöglichkeiten 
überschüssiger Grünlandflächen zur Energieerzeugung im Gegensatz zum Mulchen29 








SO2-Emissionen 0  ++  ++ 
NOx-Emissionen --  -  - 
Staub-Emissionen -  0  0 
CO-Emissionen ++  -  - 
HCl-Emissionen ?  ?  ? 
Dioxine/Furane ?  ?  ? 
Gesundheit 0  0  0 
Arbeit +  +  + 
Einkommen +  +  + 
Selbst. Existenzsicherung  +  +  + 
Gerechte Energienutzung  +  +  ++ 
Gerechte CO2-Äquivalentverteilung +  +  ++ 
Umweltnutzungsmöglichkeiten +  +  + 
Biodiversität  +  0 bis -  -- 
Physischer Boden-/Wasserschutz  0  0  -- 
Versauerung -  --  -- 
Eutrophierung -  --  -- 
Nutzung erneuerbarer Ressourcen  0  -  -- 
Nutzung von Energieressourcen  +  +  ++ 
Klimawandel +  +  ++ 
Landschaft  +  + bis 0  - 
Legende: ++ = erheblich besser,  
+ = besser,  
0 =  gleich; 
-  = geringer,  
--  = erheblich geringer 
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In der Gesamtheit betrachtet, weist auf Extensivstandorten die Verbrennung von Heu bessere Wer-
te auf als das Mulchen. Den größten Vorteil erreicht die Verbrennung bei der Entstehung von CO, 
aber auch in den Bereichen der Arbeit und des Einkommens, der gerechten Energienutzung und 
CO2-Äquivalentverteilung, dem Schutz der Biodiversität sowie der Nutzung von Energieressour-
cen, dem Klimawandel und dem Erhalt der Landschaft weist die Verbrennung Vorteile gegenüber 
dem Mulchen auf. Diesen Vorteilen stehen die deutlich erhöhten NOx-Emissionen und die stark 
mit ihnen zusammen hängenden höheren Versauerungs- und Eutrophierungspotenziale gegenüber. 
Zusätzlich weist die Verbrennung höhere Staubemissionswerte auf. Auf Extensivstandorten ist die 
Verbrennung des überschüssigen Grünlandaufwuchses demnach in der Regel ein Beitrag zur Nach-
haltigkeit. Allerdings sollten Anstrengungen unternommen werden, eine weitergehende Reduktion 
der NOx- und Staubemissionen zu erreichen. 
Für die Biogasnutzung von Intensivstandorten ist das Ergebnis nicht so eindeutig. Aber auch hier 
haben wir in der Zusammenschau ein leichtes Übergewicht der Biogasnutzung gegenüber dem 
Mulchen zum Positiven. Den deutlich geringeren SO2-Emissionen stehen vor allem deutlich schlech-
tere Werte bei der Versauerung und den Eutrophierungspotenzialen gegenüber. Dieses Überge-
wicht an deutlich negativen Effekten wird dadurch ausgeglichen, dass die Biogasnutzung sowohl 
in den Bereichen Arbeit und Einkommen als auch bei der gerechten Energie- und CO2-Nutzung, 
der Schonung von Energieressourcen und dem Beitrag zum Klimawandel Vorteile gegenüber dem 
Mulchen aufweist, die auch durch leicht negative Ergebnisse in den Bereichen NOx- und CO-Emis-
sionen nicht neutralisiert werden. Ob sich für die Biodiversität ein negativer Effekt ergibt, hängt 
von den Ausgangsbedingungen an dem jeweiligen Standort und der Art des Mulchens ab. Hieraus 
ergibt sich in der Gesamtbetrachtung, dass in der Regel auch die Nutzung intensiver Grünlandflä-
chen zur Energiegewinnung aus Biogas als ein Schritt hin zu mehr Nachhaltigkeit gesehen werden 
kann, dass allerdings noch stärker als bei der Verbrennung die jeweiligen Standortbedingungen be-
rücksichtigt werden sollten und weiter technische und verfahrensmäßige Verbesserungen vor al-
lem bei der Reduktion von versauernden und eutrophierenden Emissionen erfolgen sollte. 
Betrachtet man die Umwandlung des Grünlands in Maisacker, so überwiegen die Effekte, die ne-
gativ zu bewerten sind. Zwar hat der Maisanbau deutliche Vorteile bezüglich der Nutzung von 
Energieressourcen und dem Beitrag zum Klimawandel und auch die SO2-Emissionen sind deutlich 
geringer als beim Mulchen und der Nutzung fossiler Energiequellen. Hinzu kommen leichte Vor-
teile bei der Arbeit und dem Einkommen. Allerdings werden diese Vorteile mehr als wett gemacht 
durch die sehr negativen Auswirkungen auf die Biodiversität, den physischen Boden- und Wasser-
schutz, die Versauerung und die Eutrophierung sowie die negative Bilanz bei den CO-Emissionen 
und der Landschaft. Diese Mischung aus positiven und negativen Wirkungen machen deutlich, 
dass die Nachhaltigkeitsbewertung im Einzelfall, je nach Standort, Bewirtschaftungsform und Be-
triebsführung zu unterschiedlichen Bewertungsergebnissen führen kann. 
Die hier vorgelegten Ergebnisse beruhen auf ersten Abschätzungen der Auswirkungen der unter-
schiedlichen Nutzungen Mulchen, Verbrennung, Silage mit Biogasnutzung und Umbruch in Mais-
acker. Detailliertere Ergebnisse wird die Auswertung der Stoffflussberechnungen zu Emissionen, 
Energieaufwendungen und ökonomischen Parametern liefern. Hierbei wird auch zusätzlich auf die 
Trockenfermentation von Gras und Mais sowie auf die Nutzung der überschüssigen Grünlandflä-
chen durch Pappel-Kurzumtriebsplantagen eingegangen. Der Projekt-Abschlussbericht wird im 
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